
Landtagswahl- 
Programm 
der 
SPD Thüringen 

      
A94-03876





Landtagswahl- 
Programm 
der 
SPD Thüringen 

beschlossen 

auf dem Parteitag in Gera 
am 26. /27. Februar 1994 

    
A 94 - 03376 

 



        

S
e
"
 

we
r 

E
r
a
 

Ar
 
R
z
 

ie
 

  

Ve
; 

E
R
 

    

#* 

       

    

   

  Re ; 
ni NE 

In Eh 

 



Inhaltsverzeichnis 

Vorwort   

Wirtschaftspolitik 
  

Arbeitsmarktpolitik 
  

Verkehrspolitik   

  
Wohnungspolitik 

  
Haushaltspolitik 

  Kommunalpolitik 

Innenpolitik 
  

Justizpolitik 
  

Frauenpolitik/Familienpolitik   

Jugendpolitik   

Seniorenpolitik 
  

Politik für Menschen mit Behinderungen   

  
Gesundheitspolitik 

Verbraucherschutz   

Umweltpolitik   

Landwirtschaft und Forsten   

Sportpolitik   

Europapolitik 
  

Fremdenverkehr 
  

Bildungspolitik 
  

Wissenschafts- und Forschungspolitik 

Kultur- und Medienpolitik   

Bub 

Gh 

19 - 26 

27 - 30 

31 - 40 

41-42 

43 - 45 

47 - 50 

51-52 

53 -57 

59 - 63 

65 - 67 

69 - 70 

TEN ID 

va 

75 - 81 

83 - 86 

87 - 88 

89 - 90 

91 

93 - 99 

101-106 

107-111 

 



Ya ae 

  

  

  

  

  

  

  

  

  

   



Vorwort 

Mit dem 3. Oktober 1990 war die einmalige Chance gegeben, 
die Einigung Deutschlands zu gestalten. Eine realistische 
Einschätzung des wirtschaftlichen Zustands der neuen Bun- 

desländer bei ihrem Entstehen durch die Bundesregierung 

wurde versäumt. Ihre Situation war durch 40 Jahre Mißwirt- 

schaft der DDR gekennzeichnet. Beim Übergang von der 
DDR-Kommandowirtschaft in die Marktwirtschaft handelte 
essich um einen Umstrukturierungsprozeß, der erst- undeein- 
malig zu bewältigen war. Dafür gab es keine Vorbilder. 

In völliger Fehleinschätzung dieses Zustands wurde durch 

die amtierenden Regierungen in Bonn und Erfurt der wirt- 

schaftliche Um- und Aufbau auch in Thüringen zu einer 

Angelegenheit allein des Marktes erklärt. Das bedeutete, die 

wirtschaftliche Entwicklung dem Selbstlauf zu überlassen 

und nichts oder das Falsche zu tun. Durch Fehleinschätzun- 

gen, Fehlleistungen und Passivität ist die Einigung Deutsch- 

lands zu einem teilweise unkontrollierten Prozeß geworden. 
Gegenwärtig gehört Thüringen zu den ärmsten Regionen in 

der Europäischen Union. 

Fast vier Jahre sind vergangen, in denen durch die konserva- 

tiven Regierungen in Bonn und Erfurt der Aufschwung vor- 

hergesagt wurde. Er ist nicht nur bisher ausgeblieben, son- 

dern in vielen Bereichen ist es weiter bergab gegangen. Der 

Prozeß der Deindustrialisierung ist noch immer nicht 

gestoppt. Noch immer ist ein fortschreitender Verlust von 

Produktionskapazitäten und Produktionsstätten in der 

gewerblichen Wirtschaft, aber auch in der Landwirtschaft, zu 

beklagen. Das hat weitere schlimme Auswirkungen nach 

sich gezogen. Facharbeiter, Techniker und Wissenschaftler 

sind in die alten Bundesländer abgewandert, ein Verlust für 

Thüringen. 

Die Hälfte aller Thüringer ist arbeitslos, unterbeschäftigt, 

gekündigt oder von akuter Kündigung bedroht. Die soziale 

Schieflage wird immer weiter vergrößert. Die aktuellen von 

 



  

der Bundesregierung selbst verschuldeten Finanzprobleme 

sind der Vorwand, um seit langem verfolgte, aber bisher noch 
nicht durchsetzbare konservativ-liberale Positionen beim 

Sozialabbau zu verwirklichen. 

Zum Glück sind die Chancen und die Perspektiven Thürin- 

gens nicht zu messen an den Fähigkeiten dieser jetzigen 

konservativen Regierungen in Bonn und Erfurt. Unsere Mög- 
lichkeiten, unsere Chancen, unsere Perspektiven sind 

begründet in den Voraussetzungen, die dieses Land bietet, 

mit seiner Lage im „‚grünen Herzen Deutschlands‘, mitseinen 
noch vorhandenen wirtschaftlichen Strukturen, mit seinen 

Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen, mit seiner kul- 

turellen Vielgestaltigkeit, vor allem aber durch die Menschen 

dieses Landes, durch die Arbeitnehmer und durch die Unter- 

nehmer, durch die Gewerkschaften, durch die Verbände und 

durch die Kirchen. 

Für uns in Thüringen stellt sich darum die Aufgabe, die wirt- 
schaftliche, die soziale, die ökologische, die kulturelle und 

vor allem die menschliche Einheit Deutschlands auch hier in 
Thüringen zu gestalten. Das Land braucht mit den kommen- 
den Landtagswahlen einen Neuanfang, das Land braucht 
eine neue, eine bessere Politik. Dafür haben wir als erste in 
den neuen Bundesländern im Januar 1992 ein Programm, 

das Altenburger Programm, erarbeitet. Auf dessen Grund- 
lage bieten wir dieses Arbeits- und Wahlprogramm den Wäh- 

lern Thüringens an zu gemeinsamer Gestaltung unseres 

Landes für die Gewinnung einer gesicherten Zukunft. 

Wir wollen von der Politik wieder Orientierung ausgehen las- 
sen. Wir brauchen neue Arbeitsplätze, wir brauchen bezahl- 

bare Wohnungen, wir werden Frauen und Männer gesell- 
schaftlich tatsächlich gleichstellen und soziale Gerechtigkeit 
fördern. Wir haben die innere Sicherheit zu gewährleisten, 

die Umwelt zu schützen und zu bewahren, Bildung anzubie-



ten, Kultur zu fördern. Wir sind solidarisch mit denen, die 

unsere Hilfe dringend benötigen. Wir wollen Lebensqualität 
für alle schaffen. 

Wir versprechen in unserem Wahlprogramm nur das, was wir 

auch halten wollen. Eine Politik, die mehr verspricht, als sie 

hält, hat keine Chance und darf auch keine Chance 

bekommen. 

Tatsache ist, nicht sozialdemokratische Ideen, nicht sozial- 

demokratische Gestaltungskraft sind am Ende, es sind Kon- 
servatismus und Neoliberalismus, die sich als unfähig zur 

Lösung der Probleme bei der Gestaltung der Einheit 
Deutschlands erwiesen haben. 

Noch ist im gesamten Deutschland die Bereitschaft zum 
gemeinsamen Lösen der Vereinigungsprobleme spürbar. 

Wir werden zeigen, daß wir die Aufgaben gemeinsam 
anpacken und lösen. Wir haben Führungspersönlichkeiten, 

die für die Menschen in Thüringen eine Alternative zu den 
jetzt Regierenden darstellen. Eine vernünftige Regierung in 
Thüringen wird ohne Sozialdemokraten zukünftig nicht vor- 

stellbar sein. | 

Die SPD als älteste, traditionsreiche demokratische Volks- . 
partei vertritt die Interessen aller Bürger Thüringens, die sich 

zum freiheitlichen demokratischen Rechtsstaat bekennen, 

deneneine solidarische Gesellschaft am Herzen liegt, die für 
einen ökologischen Umbau der Wirtschaft eintreten wollen 

und die vor allem um soziale Gerechtigkeit und damit um 

Gerechtigkeit insgesamt ringen wollen. Wir stehen ein für die 
Selbstbestimmung der Menschen in der Arbeitswelt, die Mit- 
bestimmung der Gesellschaft in der wirtschaftlichen Entwick- 
lung und damit für eine wirksame Kontrolle von Macht. Eine 
so gestaltete Wirtschaftsordnung ist unser wesentliches Ziel, 
weil nur sie die Würde des Menschen sichert, sozialen 

 



  

Ausgleich schafft und die unabdingbare Voraussetzung 
bleibt für die Bekämpfung der nicht hinnehmbaren Massen- 
arbeitslosigkeit. 

Unsere heutige Situation und die absehbare Zukunft bergen 
nicht nur große Risiken in sich, sie eröffnen auch Chancen für 

Thüringen. Gemeinsam wollen wir diese Chancen nutzen. 

Unser Optimismus resultiert aus dem Erfahrungsschatz von 
130 Jahren Sozialdemokratie. Diesen Optimismus wollen wir 

in Gestaltung der Zukunft Thüringens umsetzen.



Wirtschaftspolitik 

Ausgangssituation und Zielstellung 

Die Konjunktur- und Strukturkrise in Deutschland und in 
Europa setzt noch immer in zunehmendem Maße Ferti- 

gungskapazitäten frei und ist mit einem noch nicht beende- 
ten Arbeitsplatzabbau verbunden. Die private und öffentliche 

Nachfrage an Investitionsgütern und Dienstleistungen ist 
tendenziell fallend. Der Investitionsstandort Deutschland 
gerät zunehmend unter Druck. In den letzten 10 Jahren 

haben sich die Direktinvestitionen der deutschen Industrie 
im Ausland vervierfacht, die des Auslandes in Deutschland 

hingegen halbiert. Thüringen hat nach der Wende den 
Abbau von etwa 300.000 Industriearbeitsplätzen — das sind 

etwa 70% — hinnehmen müssen und hat gegenwärtig mit 

48 Arbeitsplätzen je 1.000 Einwohner die höchsten Einbußen 
an Industriearbeitsplätzen der neuen Bundesländer. 

Besonders besorgniserregend sind die Verluste im industrie- 
nahen Forschungs- und Entwicklungsbereich, wo bis zum 

gegenwärtigen Zeitpunkt etwa 90 % des Potentials abgebaut 
wurde. 

Schwere lokale Struktureinbrüche sowohl im Bereich der pri- 

vaten, als auch der Treuhandunternehmen stellen einen 

industriellen Mindestbestand für Thüringen zunehmend in 
Frage, zumal ein nicht unerheblicher Teil der in Betrieb 

genommenen Kapazitäten reine Kopieproduktionen sind. 

Zur realen Einschätzung der Ausgangssituation gehört 

neben einer wissenschaftlichen Analyse der wirtschaft- 

lichen, industriellen und strukturpolitischen Situation auch 

die nüchterne Beurteilung der finanziellen Möglichkeiten, 
also des finanzierbaren Gestaltungsspielraumes. 

Die Wirtschafts- und Industriepolitik des Landes Thüringen 
muß neu und zielorientiert ausgerichtet werden. Sie hat nicht 
nur aktuellen Anforderungen zu genügen, sondern sie muß 

 



auch auf mehreren Ebenen vorsorgend wirksam werden. 

Neben der Schaffung einer modernen Leistungsverwaltung 
auf lokaler und regionaler Ebene werden wir ein Thüringer 
Aufbauministerium bilden, um zum einen die gesamte lan- 

desplanerische Gestaltung, zum anderen die Regionalförde- 

rung, die Förderung der gewerblichen Wirtschaft sowie die 
Forschung und Entwicklung unter ein gemeinsames admini- 
stratives Dach zu bringen. 

Das strategische Ziel ist der effiziente und intelligente 
Einsatz der finanziellen Mittel des Landes. 

Das vorhandene Technologiepotential, das Angebot an lei- 

stungsfähigen und qualifizierten Arbeitnehmern, die zen- 

trale Verkehrslage sowie ein großes und reichhaltiges kultu- 

relles Angebot sollten genutzt werden, um Thüringen zu 
einem investitions- und innovationsfreundlichen Bundes- 

land zu machen. 

Fördermitteleinsatz 

Die bislang praktizierte Genehmigungs- und Vergabepraxis 

sowie das Förderinstrumentarium genügen weder den 
aktuellen noch den strategischen Erfordernissen. Um die 
Standortgunst des Landes und seiner Regionen zu verbes- 
sern, werden wir in folgenden Schritten vorgehen: 

- Beseitigung von Informationsdefiziten 

  

Dazu gehört neben rein analytischen Informationen die Auf- 
stellung eines Landesentwicklungsprogrammes (LEP) mit 
dem Ziel, eindeutige Zielregionen mit konkreten Standorteig- 
nungsprofilen zu definieren. Dies kann nur in Zusammenar- 

beit mit den kommunalen und regionalen Planungsinstitutio- 
nen geschehen. Das Landesentwicklungsprogramm muß 

Aussagen zum infrastrukturellen Zustand, zu Marktanalysen,



zu Mitwettbewerbern, zu Gewerbegebieten und Industrie- 
brachen, zu Forschungs- und Entwicklungspotential, zur 
Arbeitsmarktlage, zu Zulieferer- und Mittelstandsinformatio- 
nen und zum industriellen Besatz enthalten. Bestandteil 
eines LEPS ist ein in regelmäßigen Abständen zu aktualisie- 
render Standortkatalog. 

Soweit erforderlich, erfolgt eine Abstimmung mit angrenzen- 
den Bundesländern. 

Regionalförderung: Gewerbegebiete und Industriebrachen 

Als wesentlicher Standortfaktor gilt die Bereitstellung einer 
ausreichenden Zahl von Gewerbeflächen. Die Sanierung 
von Altstandorten wird im Vordergrund stehen, mit der politi- 
schen Option einer kostengünstigen Übertragung durch die 
Treuhandanstalt (THA) an das Land oder die Kommunen. 
Erst dann ist nach Auf- und Vorbereitung der Restflächen 
eine kostenattraktive Vermarktung möglich. 

Das vorhandene Überangebot an Gewerbeflächen und die 
damit verbundene Gefahr von Fehlinvestitionen verlangen 
eine drastische Reduzierung der Fördermittel des Landes für 
diesen Zweck. 

Neue Gewerbegebiete werden nur dann gefördert, wenn 
ihr Aufbau im Einklang mit den Aussagen des LEP steht 
und eine Mindestbelegung durch produzierendes 
Gewerbe von 80 % sichergestellt ist. 

Das Ziel ist, regionale und strukturelle Fehlentwicklun- 
gen zu beseitigen. 

Förderung der gewerblichen Wirtschaft 

Der bisherige Einsatz des Förderinstrumentariums ist weder 

am Strukturwandel der Wirtschaft orientiert noch von einer 

effizienten Verwaltungsstruktur begleitet. 

 



  

Der intelligente Einsatz des Fördermittelvolumens ver- 

langt Mut zum radikalen Umdenken, um wirtschaftspoliti- 
schen Spielraum zu schaffen. 

Investitionsförderung werden wir, soweit es die Investitions- 
zuschüsse anbelangt, über Einzelfallentscheidung prüfen 

und nach folgenden Indikatoren gewichten: 

— Hauptsitz des Unternehmens 
— Wertschöpfungsanteil 
— Investitionsvolumen mit über der Investitionshöhe de- 

gressiv verlaufendem Fördermittelanteil 
— Anzahl der zu schaffenden Arbeitsplätze 
— Strukturpolitisch bedeutsame Zielregionen 

(ja/nein-Entscheidung nach Aussage des LEPSs) 
— Beteiligung einheimischer Unternehmen an der Gesamt- 

investition 

— sektorale Differenzierung mit dem Anspruch hoher Inno- 
vationsfähigkeit. 

Notwendige Vereinfachungen für Unternehmen sind: 

— ein eindeutiger Ansprechpartner 
— die Verkürzung von Antragswegen 
— eine schnelle und unbürokratische Bewilligung von 

Fördermitteln 

Ein Lösungsansatz ist die Bündelung organisatorisch 
getrennter zentraler Einrichtungen (Thüringer Landes- 
wirtschaftsfördergesellschaft, Landesentwicklungsge- 
sellschaft und Aufbaubank). 

Eine derartige Bündelung verkürzt Förderwege und Bearbei- 
tungszeiten und bietet aktive Hilfe, Begleitung und Finanz- 

dienstleistungen aus einer Hand. Die Aufbaubank wird admi- 
nistratives Zentrum, das die bisherigen Tätigkeiten von TLW 

und LEG koordinieren wird.



Forschung und technische Innovation 

Forschung und technische Entwicklung müssen mittel- und 

langfristig den Strukturwandel der Industrie und des gewerb- 

lichen Mittelstandes sichern. 

Wir werden folgende Maßnahmen ergreifen: 

© Wiederherstellung der wissenschaftlichen Leistungs- 
kraft durch eine eindeutige Orientierung auf innovative 

Prozesse in Zusammenarbeit mit allen Institutionen der 

Forschung und Entwicklung des Landes. 

Förderung industrienaher Forschungs- und Entwick- 

lungsleistungen für innovationsorientierte Unternehmen. 

Zur Zeit können kleinere und mittlere Unternehmen Forschung 

und Entwicklung weder selbst durchführen noch finanzieren. 

Deshalb halten wir für erforderlich: 

@ Auflage eines Landesforschungs- und Entwicklungspro- 

grammes auf der Basis des durch eine Arbeitsgruppe aus 

Vertretern von Forschungseinrichtungen, der Arbeitgeber- 

seite, der Gewerkschaften und der Aufbauwerk Thüringen 

GmbH vorgelegten Rahmenplanes. 

© Auflage eines ziel- und auftraggebundenen Landesförder- 

programmes mit differenzierten Fördersätzen. 

@ Schaffung eines Vermittlers zwischen Nachfragern von 

F/E-Leistungen und regionalen und überregionalen 

Anbietern dieser Leistungen. 

Dies kann die Technologiestiftung im Zusammenwirken mit 

der bestehenden Thüringer Agentur für Technologietransfer 

und Innovationsförderung leisten. 

 



  

Reaktivierung des F/E-Potentials, das derzeit noch auf 

dem öffentlich finanzierten Arbeitsmarkt vorhanden ist. 

"Vorlage eines regionalen Entwicklungsplans, der der Novel- 
lierung der europäischen Strukturfondsverordnung Rech- 

nung trägt und der damit die Finanzierung von For- 
schungs- und Entwicklungsleistungen aus Mitteln der 

europäischen Strukturfonds bei Kofinanzierung durch 
Bund und Land sichert. 

Bereitstellung von mindestens 2% des Landeshaushalts 

für den Bereich industrienaher Forschungs- und Ent- 

wicklungsleistungen für einen Zeitraum von mindestens 
5 Jahren. 

Die Gesamtheit des Fördervolumens muß sowohl die in- 
vestive Förderungsicherstellen alsauch Sach- und Personal- 
kostenzuschüsse ermöglichen. Dieser Umstand kommt 
besonders kleinen und mittleren Unternehmen zugute. 

Pflege und Entwicklung des Unternehmensbestandes 

Dieser Bereich umfaßt die sanierungswürdigen Unterneh- 

men aller Eigentumsformen. Die letzten Jahre haben 
gezeigt, daß Unternehmen ohne hinreichende Kapitalaus- 

stattung und ohne einen großzügigen Planungs- und Sicher- 
heitshorizont den von ihnen geforderten Strukturwandel 

nicht bewältigen können. Zudem setzt ein wachsender 
Dienstleistungssektor eine produktive industrielle Basis vor- 
aus. Solange private Investitionen im Bereich der gewerb- 
lichen Wirtschaft unzureichend bleiben, sind zeitlich befri- 
stete und zeitlich gestaffelte Maßnahmen der Bestands- 
pflege unerläßlich. Auch nach Abschluß des operativen 
Geschäftes der THA darf der Bund nicht aus seiner gesetz- 
lich fixierten Sanierungspflicht entlassen werden. Wir wer- 

den dazu folgende Maßnahmen durchführen:



Beseitigung der Konflikte zwischen den an diesem Prozeß 
beteiligten Partnern, also Land, Treuhandanstalt, Privatkapi- 

tal und Unternehmen selbst. 

Dies setzt eine Beurteilung der Sanierungsfähigkeit der 

Unternehmen durch die beteiligten Partner einschließlich 
der Spitzenverbände von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
voraus. Diese Vorarbeit wird nicht nur aus ordnungs- 

politischen Gründen notwendig sein, sie bildet vielmehr die 
Voraussetzung für eine Bündelung von Interessen und 

Mitteln. 

Ist die Beurteilung der Sanierungsfähigkeit abgeschlossen, 
werden wir den Abschluß eines Kooperationsvertrages 

mit der Treuhandanstalt anstreben. In diesem Vertrag mit 

der Treuhandanstalt werden Konstruktionsmodell, Manage- 
ment, Planungszeitraum und finanzielle Beteiligung der 

Vertragspartner verbindlich geregelt. Nach sorgfältiger 
Prüfung hinsichtlich der Beurteilung der Sanierungswür- 
digkeit, werden auch strittige Fälle (Unternehmen) aufge- 
nommen, für die das Land stärker in der finanziellen Pflicht 

steht. 

-ı Das Land ist an den Entscheidungen der Privatisierung 
von Einzelunternehmen aus bestehenden Management 
KGs zu beteiligen. 

Das Land unterstützt bei Privatisierung von Firmen die Über- 
tragung dieser Firmen an ehemalige Mitarbeiter (MBO - 
management buy out). | 

Unser Ziel ist die Auflage eines Thüringer Aufbaufonds, in 
dem die finanziellen Mittel der Treuhandanstalt, des Landes 
und der Banken oder anderer privater Anleger zu bündeln 
sind. Zielgruppen sind Unternehmen aller Eigentumsfor- 
men, die mittelfristig eine Chance am Markt haben. 

 



Absatzförderung 

Wirtschaftskraft wird unter diesen Bedingungen in den 
neuen Bundesländern weder kurz- noch mittelfristig allein 

durch die Förderung des Faktors Kapital zu erreichen sein. 
Sie muß durch eine wirksame, jedoch zeitbefristete Absatz- 
förderung aktiviert werden. Während Investitionsförderung 

langfristig Wirkung zeigt, kommt der Absatzförderung Sofort- 
wirkung zu. Momentan werden nur die lokalen Märkte durch 
einheimische Industrie hinreichend gut bedient, die überre- 

gionalen Märkte und Außenmärkte schwach oder gar nicht. 

Wir werden folgende Maßnahmen ergreifen: 

. Einräumen von deutlichen und wirksamen Präferenzen für 
die Vergabe von Aufträgen der öffentlichen Hand an einhei- 
mische Unternehmen im Rahmen der EU-rechtlichen 
Bestimmungen. Dies erfordert die Bildung eines haushalts- 
wirksamen Ausgleichsfonds des Landes zum Ausgleichen 

der Präferenzbeträge bei der Vergabe durch die Gebietskör- 

perschaften. 

= Die öffentliche Hand hat ihre Vorhaben so zu planen, daß 
eine Vergabe nach VOL und VOB möglich wird. 

@ Bei der Vergabe von Planungsleistungen sind die Förder- 
sätze für einheimische Unternehmen deutlich höher zu 

gestalten. 

Gründung einer Thüringer Außenhandelsagentur für Ost- 

  

geschäfte durch das Land, die Industrie- und Handelskam- 
mern und die Banken. Sie hat Kooperationen auf Unterneh- 
mensebene herzustellen und Hilfe bei Barter- und Barzah- 

lungsgeschäften einschließlich der Vorfinanzierung zu leisten. 

Bundesratsinitiative zur Einführung einer zeitbefristeten, 

degressiv gestaffelten Wertschöpfungspräferenz für Ost-



produkte. D.h., es wird nur der Wertschöpfungsanteil, der in 
den neuen Bundesländern geschaffen worden ist, bezu- 
schußt. 

Bundesratsinitiative zur Bildung eines Warenhilfefonds 
zum Bezug von Investitionsgütern, produziert in den 

neuen Bundesländern für die osteuropäischen Staaten 

(nicht rückzahlbar). Begünstigte: Innovationsfähige Unter- 
nehmen in den neuen Bundesländern und osteuropäischen 

Staaten. Verrechnungsbasis: Weltmarktpreis; Zeitraum: 

2-3 Jahre; Finanzierung: aus zeitbefristetem Wegfall oder 
Verringerung von Sonderabschreibungen. 
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Arbeitsmarktpolitik 

Die Situation auf dem Thüringer Arbeitsmarkt ist be- 
drückend. Das gilt um so mehr, als Arbeitslosigkeit und ihre 
Folgen für jeden einzelnen Betroffenen und die Gesellschaft 
unzumutbare Belastungen und Kosten darstellen. 

Für die Gesellschaft bedeutet Arbeitslosigkeit die Vergeu- 
dung von wertvollem Arbeitsvermögen, Verlust von kreati- 

vem Potential und von sozialer Sicherheit. Durch den Verlust 
von Zukunftsperspektiven entstehen soziale Spannungen. 
Armut und sozialer Abstieg, und in deren Folge Resignation 

oder aggressives Verhalten, erzeugen zusätzliche Kosten für 

Betreuung, Krankheitsfürsorge und Wiedereingliederung. 

= Für den einzelnen und seine Familie bedeutet es in einer 

Gesellschaft, in der persönliche Lebenschancen und soziale 

Anerkennung über die Erwerbstätigkeit verteilt werden, den 
Ausschluß aus der Gesellschaft mit all seinen Folgen, bis hin 

zu familiären und gesundheitlichen Problemen. Besonders 

betroffen von den gegenwärtigen Schwierigkeiten am 
Arbeitsmarkt sind Frauen, die über 60 % der Arbeitslosen in 
Thüringen stellen, sowie ältere Arbeitnehmer und Jugend- 
liche. 

Beschäftigung gibt es ohne die Entlastungswirkung arbeits- 

marktpolitischer Instrumente (Qualifizierung und Umschu- 

lung, ABM, vorgezogener Ruhestand) nur noch für gut die 
Hälfte aller Erwerbstätigen. Neben der konjunkturellen Krise 
sind dafür in erster Linie die Fehler der Treuhandanstalt und 
der amtierenden Regierung in der Gestaltung des wirtschaft- 
lichen Umstrukturierungsprozesses verantwortlich. 

Arbeitsmarktpolitik für Thüringen kann nur als ein von der 
Wirtschaftspolitik abhängiger Bestandteil verstanden 

werden. Erst mit dem Ende der schädlichen Deindustrieali- 
sierungspolitik und mit der Entwicklung neuer Wirtschafts- 

potentiale läßtsich der bestehende Mangel an Arbeitsplätzen 
wirkungsvoll bekämpfen. 

 



  

Eine sozial orientierte und dem Gemeinwohl verpflichtete 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik, wie sie eine SPD- 
geführte Landesregierung in Thüringen durchsetzen wird, 
benennt dafür drei zentrale Ansatzpunkte: 

1. Wirtschaftsaufbau durch Entwicklung vorhandener und 
Förderung zukunftsorientierter Industriestrukturen mit 

intelligenten sowie sozial und umweltverträglichen Kon- 
zepten. 

2. Umverteilung der vorhandenen Arbeit. 

3. Überwindung der Arbeitslosigkeit durch neue Wege im 
öffentlich finanzierten Arbeitsmarkt. 

Für eine aktive Arbeitsmarktpolitik 

Vollbeschäftigung im Interesse der Menschen anzustreben 
ist das langfristige Ziel sozialdemokratischer Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktpolitik. Die Voraussetzungen dafür sind nur 
durch ein ökologisch verträgliches Wirtschaftswachstum mit 
einer beschäftigungspolitischen Konzeption zu erreichen. 

Es ist inzwischen unstrittig, daß Konjunkturbelebung und 

wirtschaftliche Erholung allein keine ausreichenden Arbeits- 
plätze bringen werden. Deshalb gibt es zu einem öffentlich 
finanzierten Arbeitsmarkt auch längerfristig keine Alter- 
native, da durch die gegenwärtigen Rahmenbedingungen 
weder die private Wirtschaft noch die Treuhandanstalt in 
geeigneter Weise zum raschen Abbau der Unterbeschäfti- 

gung beitragen werden. Angesichts der langen Fristen, die 

Investitionen von der Planung bis zu ihrer Fertigstellung 

benötigen, bleibt es vorrangige Aufgabe der Arbeitsmarktpo- 

litik, die Zeit bis zum Erreichen eines neuen Beschäftigungs- 
niveaus mit dauerhaften Arbeitsplätzen effektiv zu nutzen. 

Diesen Arbeitsmarkt so zu gestalten, daß er möglichst vie- 
len Menschen sinnvolle und möglichst wertschöpfende



Arbeit bietet, ist ein weiteres, zentrales Ziel unserer Arbeits- 
marktpolitik. Milliarden werden für Arbeitslosengeld, Arbeits- 
losenhilfe, Sozialhilfe, Kurzarbeitergeld, Altersübergangs- 

geld usw. ausgegeben. Anstatt die Mittel für passive Lohner- 
satzleistungen zu verausgaben, wird es höchste Zeit, ein 

System der wertschöpfenden Arbeit im öffentlich finanzier- 
ten Arbeitsmarkt zu schaffen. Zur effektiven und professio- 

nellen Projektdurchführung ist dabei Beschäftigung des 
Managements innerhalb regulärer Arbeitsverhältnisse 
erforderlich. 

Die Tarifautonomie ist für uns unantastbar! Es ist für 
sozialdemokratische Politik selbstverständlich, daß das not- 

wendige Nachdenken über neue Tarifsysteme und -struktu- 

ren zur Bewältigung dieser Aufgaben durch die Tarifparteien 

selbst erfolgen muß. Wir unterstützen die Bereitschaft der 
Tarifparteien, neue Lösungsmöglichkeiten zur Verteilung der 

vorhandenen Arbeit unter der Voraussetzung einer effekti- 

ven Produktion und der sozialen Absicherung der Arbeitneh- 

mer zu suchen. Reserven sehen wir im Bereich der Arbeits- 
zeitflexibilisierung und Arbeitszeitverkürzung. Es geht 

darum, Möglichkeiten der Umverteilung der Arbeit durch Ver- 
ringerung der individuellen Wochen- und Jahresarbeitszeit 
sowie durch zielgerichtete Erhöhung der Teilzeitarbeit, die 
sozialversicherungsrechtlich mit dem Normalarbeitsverhält- 
nis gleichzustellen ist, zu nutzen. Bei der Arbeitszeitgestal- 
tung muß dem wachsenden Qualifizierungsbedarf Rech- 
nung getragen werden. 

Ziele sozialdemokratischer Arbeitsmarktpolitik in Thü- 
ringen 

Wir wollen 

® durch Einrichten eines Systems wertschöpfender, gesell- 
schaftlich notwendiger Arbeit eine breite Akzeptanz für einen 
öffentlich geförderten Arbeitsmarkt schaffen, 

 



 unsdafüreinsetzen, daß die regionalen Arbeitsämter mit grö- 
Beren Kompetenzen ausgestattet werden, um eine effekti- 

vere Arbeit durch „Problemnähe“ besonders für Frauen und 

ältere Arbeitnehmer zu erreichen, 

„ die Vergabe von Aufträgen durch die Öffentliche Hand mit 
einem maximalen Beschäftigungseffekt verbinden, d.h. 

privatwirtschaftliche Unternehmen stärker als bisher in die 

Durchführung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen einbe- 

ziehen, wie es bei Projekten nach $ 249h des Arbeitsförde- 

rungsgesetzes bereits geschieht, 

"= durch den Erhalt und die Förderung von Arbeitsförderungs-, 

Beschäftigungs- und Strukturentwicklungsgesellschaften 
(ABS) und anderen Projektträgern auf mittlere Sicht Arbeits- 
marktprobleme schnell und am Schwerpunkt ausgerichtet 

„vor Ort“ lösen, 

= „Arbeit statt Arbeitslosigkeit“ und „Arbeit statt Sozial- 
hilfe‘ finanzieren. Dabei kommt es uns darauf an, Lohn- 

ersatzleistungen nach bestehenden gesetzlichen Regelun- 

gen mit Strukturfördermitteln der Europäischen Union (EU) 

und mit Steuermitteln für notwendige Öffentliche Aufgaben 

zu ergänzen. Durch ein System wertschöpfender Arbeit im 

öffentlich geförderten Arbeitsmarkt werden zugleich die 

Kosten von Arbeitslosigkeit erheblich verringert, 

 Sonderförderprogramme gegen Massenarbeitslosigkeit, 
besonders für Frauen, Jugendliche, Behinderte und Lang- 
zeitarbeitslose erarbeiten, die in die neu zu schaffenden 

Arbeitsmarktstrukturen zu integrieren sind, 

- eine zielgerichtete Förderung der beruflichen Aus- und 

  

Weiterbildung zur Begleitung des wirtschaftlichen Umstruk- 
turierungsprozesses. 

Sozialer Frieden und Gerechtigkeit sind wichtige Lebens- 
faktoren! Sie wirken der Entsolidarisierung der Gesellschaft 

entgegen und geben Impulse für einen wirtschaftlichen Auf- 
schwung.



Neue Konzepte für den öffentlich geförderten Arbeitsmarkt 

Mit den Mitteln der Arbeitsförderung soll nicht nur eine „Park- 

situation“ für Arbeitnehmer, sondern eine nachhaltige Förde- 
rung der eigenen Leistungsfähigkeit in Thüringen erreicht 
werden. Neben der Mobilisierung von externem Kapital und 
„Know-how“ müssen alle eigenen Ressourcen aktiviert wer- 

den. Ein entscheidender Ansatzpunkt ist dabei die Verzah- 
nung von Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik durch regio- 
nal initiierte Projekte. 

Bei der Durchführung von Vorhaben sind eine begleitende 
Erfolgskontrolle und gezielte Beratung wichtige Steue- 
rungsinstrumente. Die Definition der Beschäftigungsfelder 

kann dabei nicht prinzipiell erfolgen, sondern muß von den 
arbeitsmarktpolitischen Akteuren regionalspezifisch ausge- 
staltet werden. Schwergewichte liegen in der Verbesserung 

der Umweltbedingungen, in der Entwicklung wirtschafts- 
naher Infrastruktur, in der Forschung und Entwicklung, in der 

Wohnumfeld- und Dorferneuerung, bei den sozialen Dien- 
sten, der Jugendhilfe und in der Verbesserung des kulturel- 
len Angebots und des Sports. 

Die in den vergangenen Jahren hierfür entwickelten Struktu- 
ren sind dabei zu nutzen. Solange die Massenarbeitslosig- 
keit fortdauert, bilden die Arbeitsförderungs-, Beschäftigungs- 
und Strukturentwicklungsgesellschaften mit dem Aufbau- 
werk Thüringen als Landesdachgesellschaft eine wesentli- 
che und zu erhaltende Organisationseinheit, auf die bei der 

weiteren Gestaltung dezentraler Arbeitsmarktstrukturen 

nicht verzichtet werden kann. Neben der Auffangfunktion 
erbringen ABS-Gesellschaften zunehmend wichtige Lei- 
stungen bei kommunalen Projekten der Strukturinnovation, 
der Wirtschaftsförderung, der Qualifikationsvermittlung und 

für die Förderung mittelständischer Existenzausgründungen 

aus dem öffentlich geförderten Arbeitsmarkt. Wichtige Ar- 

beitsfelder werden auch durch andere Projektträger (z.B. 
Arbeitslosen- und Wohlfahrtsverbände) sichergestellt. 

 



  

Wir plädieren dafür, durch die Schaffung von Anreizen für 
jeden einzelnen, eine möglichst kurze Verweildauer in der 

Arbeitslosigkeit zu erreichen (z.B. durch Ausstiegsprämie 
oder Wiederbeschäftigungsbonus bei schneller Aufnahme 

eines neuen Arbeitsplatzes) und unterstützen eine verstärkte 

Existenzgründungsförderung (z.B. durch Beratungsscheck 
für Existenzgründer). Die Übergänge von geförderter 

Beschäftigung zu „Normalarbeitsverhältnissen“ müssen 
verbessert werden, um die individuellen Eingliederung- 

schancen zu erhöhen. Dazu muß eine enge Kopplung an 
den Bedarf der Wirtschaft erfolgen. 

Die Hilfestellung durch arbeitsmarktfördernde Maßnahmen 
muß auf konkrete Erfordernisse der Betroffenen eingehen. 
Darauf werden die einzelnen Fördermaßnahmen zuge- 

schnitten. So benötigen bestimmte Gruppen eine Anpas- 

sung ihrer beruflichen Kenntnisse an den nachgefragten 
Bedarf des Arbeitsmarktes oder Voraussetzungen für eine 
Existenzgründung. Benachteiligte Zielgruppen, die am 

stärksten von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen sind, müs- 

sen mit besonderer Förderung unterstützt werden. Dafür sol- 

len durch Einrichtung von Sozialbetrieben, die geschützte 
Arbeitsmöglichkeiten für Benachteiligte bieten, entspre- 

chende Voraussetzungen geschaffen werden. Diese Sozial- 

betriebe können direkt an ein Wirtschaftsunternehmen ange- 
schlossen oder durch einen geeigneten Träger geführt wer- 
den. Die zusätzlichen Aufwendungen werden durch Lohn- 
kostenzuschüsse gefördert. Abgesehen davon bestehen für 

diese Einrichtungen keine anderen Bedingungen als für 

andere Wirtschaftsunternehmen. 

Finanzierung der Beschäftigungsförderung 

Die Bereitstellung von Arbeitsmöglichkeiten im öffentlich 
geförderten Beschäftigungssektor erfordert erhebliche 
finanzielle Mittel. Eine weitere Ausweitung des Mitteltrans-



fers der Bundesanstalt für Arbeit und der Sozialversiche- 
rungsträger bei anhaltend hoher Sockelarbeitslosigkeit ist 
kaum möglich. 

Deshalb ist es notwendig, durch die verstärkte Förderung von 
Arbeit statt von Arbeitslosigkeit, die öffentlichen Haushalte 

zu entlasten. Berechnungen zeigen, daß sich ein öffentlich 

geförderter Beschäftigungssektor mit der Einführung der 
vorgenannten Maßnahmen per Saldo zu ?/: selbst trägt. 

Die notwendigen, zusätzlichen staatlichen Leistungen kön- 
nen durch die Wertschöpfung, die aus solchen Arbeitsver- 

hältnissen resultiert, teilweise kompensiert werden. Das gilt 
bei einer Kostenbilanzierung um so mehr, als dem öffent- 

lichen Haushalt durch Arbeitslosigkeit weit höhere Kosten 

entstehen, als es die reinen Lohnersatzleistungen erkennen 
lassen. Die direkten Kosten der Arbeitslosigkeit für öffent- 
liche Haushalte müssen zusätzlich um die entstehenden 
Sozialkosten für Betreuung, Reintegration und Krankheits- 
folgen erweitert werden. Der daraus resultierende Anstieg 
der passiven Lohnersatzleistungen belastet die öffentlichen 
Kassen in hohem Maße. 

Von der Entlastung der Öffentlichen Kassen profitieren 

neben der Bundesanstalt für Arbeit (durch vermiedene Aus- 

gaben für Arbeitslosengeld und Einnahmen zusätzlicher 
Beiträge) der Bundeshaushalt (durch vermiedene Ausgaben 
für Arbeitslosenhilfe und Wohngeld sowie zusätzliche 
Steuereinnahmen), die Renten- und Krankenversicherung 
(durch zusätzliche Beitragseinnahmen) sowie die Landes- 

und Kommunalhaushalte (durch vermiedene Ausgaben 
für Wohngeld, Sozialhilfe sowie zusätzliche Steuerein- 

nahmen). 

Die verbleibenden ‚„Nettokosten‘“ (ca. '/s) müssen aus zu- 

sätzlichen Quellen abgedeckt werden. Wir wollen, daß diese 

Mittel sozial gerecht aufgebracht werden, und zwar durch 

 



.. eine Arbeitsmarktabgabe, durch die alle Erwerbstätigen, 
auch Beamte und Selbständige in die Finanzierung der 
Arbeitsmarktkosten einbezogen werden, 

' EU-Mittel, die den Gebietskörperschaften für arbeitsmarkt- 

politische Zwecke zufließen, 

.. vorgezogene Realisierung notwendiger Aufgaben der 
öffentlichen Hände (Maßnahmen im Bereich der Alten- und 
Pflegeheime, Maßnahmen der Wirtschaftsförderung und 
Umweltverbesserung u.a.m.), 

Einnahmen im Rahmen wirtschaftlicher Tätigkeiten in 

Arbeitsmarktprojekten. 

Arbeitsschutzpolitik 

Die gegenwärtige schwierige Wirtschafts- und Arbeitsmarkt- 

lage in Thüringen erfordert in besonderem Maße auf dem 
Gebiet des Arbeitsschutzes die Fürsorge und das Handeln 

des Staates. Er muß die Arbeitgeber in die Pflicht nehmen, 

aber auch die Arbeitnehmer selbst müssen als Zielgruppe 

aufklärender Tätigkeit gesehen werden, um sie zu eigenem 
Handeln zu befähigen. Wir treten deshalb entschlossen ein 

für ein hohes Niveau im Arbeitsschutz der Thüringer Be- 
triebe, 

für wirksame, übersichtliche und verständliche gesetzliche 

Regelungen im Arbeitsschutz durch Bund und Land, 

 füreine kompetente, bürgernahe und eigenständige Arbeits- 

  

schutzverwaltung des Landes, die wirksam über die Erfül- 
lung der Arbeitsschutzvorschriften wacht. 

Der Neubau, die Umrüstung und die Modernisierung von 
Betrieben und technischen Anlagen eröffnen in Thüringen in 

dem Maße nie wiederkehrende Chancen, präventiven 

Arbeitsschutz zu praktizieren.



Verkehrspolitik 

Mobilität sichern, die Umwelt erhalten 

Ziel unserer Verkehrspolitik ist die Gewährleistung von Mobi- 
lität. Als Daseinsvorsorge für alle Bürger sowie als Grund- 
lage für die wirtschaftliche Entwicklung aller Regionen des 
Landes bei gleichzeitigem Schutz der Natur, der Erhaltung 
der Ressourcen des Landes, des Lebensumfeldes und der 
Gesundheit unserer Menschen. Besondere Gefahr droht 
den Städten und Gemeinden durch den ausufernden motori- 
sierten Individual- und Straßengüterfernverkehr. Durch 
gesetzgeberische und marktbeeinflussende Maßnahmen 
soll dem begegnet werden, bei gleichzeitiger Verbesserung 

der Wettbewerbschancen des Schienenverkehrs gegenüber 
dem Straßenverkehr, wie auch die des öffentlichen Verkehrs 

gegenüber dem Individualverkehr. Dabei ist es das Ziel, ver- 
stärkt Verkehrsträger zu nutzen, die energiesparender und 

schadstoffärmer sind, bei gleichzeitig geringerem Raum- 

bedarf. In Thüringen werden, infolge seiner Lage, Größe und 
Topographie auch zukünftig Schiene und Straße die dominie- 
renden Verkehrsträger sein. Dabei ist es notwendig alle Ver- 
kehrsträger aufeinander abzustimmen, wobei auch dem 

Flugverkehr, im Rahmen eines Gesamtverkehrsnetzes, ent- 
sprechende Bedeutung zukommt. 

Die Eisenbahn konkurrenzfähig machen 

Das Eisenbahnnetz Thüringens ist gegenüber dem der alten 

Bundesländer noch sehr dicht, wenn auch in einem schlech- 

ten und teilweise veralteten technischen Zustand. Die Bahn- 

reform und die damit verbundene Regionalisierung des 

Schienennahverkehrs bietet die Chance, die Eisenbahn so 

auszubauen, daß sie sowohl im Güterfernverkehr als auch im 

Personenreisefern- und nahverkehr mit dem Straßenverkehr 

konkurrieren kann. 

Vordringlich ist auf die Modernisierung des vorhandenen 
Schienennetzes hinzuwirken: 

 



  

Die Hauptstrecken sind so auszubauen, daß Streckenge- 
schwindigkeiten von mindestens 100 km/h erreicht werden. 

Die im Bundesverkehrswegeplan enthaltenen Schienenpro- 
jekte werden grundsätzlich befürwortet. Der Ausbau der 
Mitte-Deutschland Schienenverbindung (Dortmund-Kassel 
-Erfurt-Chemnitz-Dresden) ist dabei wegen seiner struk- 
turpolitischen Bedeutung zu forcieren. Der Bau der neuen 

ICE-Trasse Nürnberg-Erfurt ist aufgrund der zu erwartenden 
Kosten, der Eingriffe in Natur und Landschaft sowie der 
begrenzten Nutzbarkeit für den Gütertransport kritisch zu 
überprüfen. 

Das Nebenstreckennetz ist soweit zu sanieren, daß es durch 
den Einsatz leichter Triebwagen für den Personennahver- 

kehr, wie auch für den Güterverkehr genutzt werden kann. 

Für das gesamte Eisenbahnstreckennetz ist ein Taktfahrplan 

einzuführen. Die Einbeziehung der Eisenbahn in ein Regio- 
nalverkehrssystem wird gefördert. 

Seitens des Landes sind die Voraussetzungen für eine dichte 
Verknüpfung mit dem Fernstreckennetz sowie dem Bus- und 
Straßenbahnnetz zu schaffen. Darüber hinaus ist eine Ver- 
taktung der Verkehrsträger anzustreben. 

Neben dem geplanten Güterverkehrzentrum Erfurt sind die 
vorhandenen Güterbahnhöfe, insbesondere in den Rand- und 
Verdichtungsgebieten des Landes, zu Güterverteil- und Verla- 
dezentren umzugestalten, um so günstige Voraussetzungen 

für einen kombinierten Verkehr (Bahn/Straße) zu schaffen. 

Straßenausbau vor Straßenneubau 

Die Dichte des Straßennetzes in Thüringen entspricht der 
ähnlich strukturierter Regionen in den alten Bundesländern, 
obwohl sein Zustand wesentlich schlechter ist. Um die Ver- 
kehrsverbindungen in allen Regionen des Landes möglichst 
schnell zu verbessern, liegt deshalb der Schwerpunkt im



Straßenbau beim Ausbau des vorhandenen Bundes- und 

Landstraßennetzes. Dabei sollen insbesondere die Städte 
und Gemeinden durch einen stadtverträglichen Straßen- 

ausbau und Ortsumgehungen entlastet werden. 

Durch die Beseitigung von Gefahrenstellen und niveauglei- 
chen Bahnübergängen sowie dem mehrspurigen Ausbau im 

Bereich von Steigungen und kurvenreichen Abschnitten, soll 

der Verkehrsfluß verbessert werden. 

Die Autobahn A4 (Frankfurt/Dresden) und die A9 (Berlin/ 

Nürnberg) sind insbesondere für den Transitverkehr bedarfs- 
und umweltgerecht auszubauen. Ein sechsspuriger Ausbau 
ist nur in Bereichen mit entsprechendem Verkehrsaufkom- 

men vorzusehen. Belastungen der Umwelt und der mensch- 
lichen Gesundheit sind dabei mittels geeigneter Baumaß- 

nahmen zu vermeiden. 

Zur besseren Erschließung Südthüringens und der Verbes- 
serung der Nord-Süd-Verbindung durch Thüringen wird eine 
bedarfsgerechte, leistungsfähige, mehrspurige und kreu- 
zungsfreie Straßenverbindung — möglichst mit einer Unter- 

tunnelung des Kammes des Thüringer Waldes — geschaf- 
fen, mit der zu beginnen ist. | 

Zur besseren Erschließung Nordthüringens und einer Ver- 

besserung der Ost-West-Verbindung wird eine bedarfs- 

gerechte, leistungsfähige, mehrspurige und kreuzungs- 
freie Straßenverbindung geschaffen, in die ausbaufähige 

Teilstücke der Bundesstraße B 80 mit einzubeziehen sind. 

Sicherung der Mobilität durch attraktive und bezahlbare 
öffentliche Verkehrsmittel 

Ein leistungsfähiger, attraktiver und bezahlbarer Personen- 
nahverkehr ist die Grundvoraussetzung für eine Reduzie- 

 



  

rung des Verkehrsaufkommens im motorisierten Individual- 
verkehr. 

Durch rechtsverbindliche Regelungen, finanzielle und orga- 
nisatorische Unterstützung seitens des Landes soll ein flä- 

chendeckendes Nahverkehrsnetz geschaffen werden, das 

dem Fahrgastaufkommen angepaßt ist. 

Wir werden den öffentlichen Personennahverkehr durch den 
Ausbau der Verkehrsanlagen sowie die Modernisierung des 

Fahrzeugbestandes verbessern und hierfür einen höheren 
Anteil der dem Lande zur Verfügung stehenden GVFG-Mittel 
(Mittel aus dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz) ein- 
setzen. 

Wir fördern verstärkt den Aus- und Neubau von Fuß- und 

Radwegen. 

Der Koordinierung des Liniennetzes, der Verknüpfung der 

Verkehrsträger Eisenbahn, Straßenbahn und Bus unter Ein- 
beziehung von Fußgängern und Radfahrerverkehr sowie der 

Schaffung angeglichener Tarifsysteme kommt eine beson- 

dere Bedeutung zu, um großflächige, integrierte Verkehrs- 
lösungen zu erreichen. Wir werden diesbezügliche Aktivitä- 
ten durch organisatorische Hilfen und finanzielle Anreize 
unterstützen. 

Durch die Bewirtschaftung des ruhenden Verkehrs, aber auch 

durch Verkehrsbeschränkungen in Stadtzentren, Wohngebie- 
ten, Erholungsräumen und zu schützenden Naturräumen ist 

hier der motorisierte Individualverkehr einzuschränken. 

Alternative Verkehrslösungen und technische Neuerungen 
sollen durch das Land gefördert werden. 

Unsere Raumordnungspolitik orientiertsich u.a. am Bündeln 
der Verkehrsströme, am Zusammenführen der Bereiche 

Wohnen und Arbeit sowie durch leichte Erreichbarkeit mit 

Hilfe des öffentlichen Verkehrsnetzes.



Wohnungspolitik 

Wohnen ist ein unverzichtbares Grundbedürfnis für die 

Erhaltung der Menschenwürde. Deshalb besteht ein zentra- 
les Ziel sozialdemokratischer Politik darin, allen Bürgern 
angemessenes und bezahlbares Wohnen zu ermöglichen. 

Der Staat hat eine soziale Verantwortung für eine ausrei- 

chende Wohnungsversorgung. Wir wollen dieser Verantwor- 
tung gerecht werden. Unser Ziel ist es, der sozialen Gerech- 

tigkeit auf dem Wohnungsmarkt wieder Geltung zu verschaf- 
fen. Wir haben uns dafür eingesetzt, daß das Recht auf ange- 
messenen Wohnraum als Staatsziel in die Thüringische Lan- 
desverfassung aufgenommen wurde. Um dieses Staatsziel 

mit Inhalt zu füllen, bedarf es einer beständigen, langfristig 
angelegten Wohnungspolitik des Landes. Der Wohnungs- 

bau muß dauerhaft auf drei Säulen gestellt werden: 

@ den sozialen Wohnungsbau, 

den freifinanzierten Mietwohnungsbau, 

- die Schaffung von Wohneigentum. 

Jahrzehntelang vernachlässigte Bauten müssen instand 
gesetzt und modernisiert werden. Dringend benötigter 
Wohnraum muß erhalten und die Wohnqualität verbessert 

werden. Modernisierungen und Instandsetzungen sind 

jedoch nicht nur bei den Altbauten erforderlich, sondern 

auch im komplexen Wohnungsbau. 

Auf dem thüringischen Wohnungsmarkt steht einer drama- 
tisch gestiegenen Nachfrage kein entsprechendes Angebot 

gegenüber. In Thüringen fehlen 100.000 Wohnungen, ca. 

22.000 stehen leer und ca. 22.000 sind zweckentfremdet wor- 
den. Die Wohnungsbauleistung ist in Thüringen kontinuier- 
lich zurückgegangen. Im Jahr 1991 wurden nur 3594 und im 

Jahr 1992 nur 2578 Wohnungen fertiggestellt. Beisehr vielen 
Wohnungen besteht ein sehr hoher Instandsetzungs- und 

Modernisierungsbedarf. Noch immer sind 16 % der Wohnun- 
gen ohne Bad oder Dusche, 25% ohne WC und 55% ohne 

moderne Heizung. Die Mieten haben inzwischen fast West- 

 



niveau erreicht, obwohl sich die Einkommen nicht in gleicher 

Weise entwickelt haben. Trotz Wohngeldes sind bei einem 
Drittel der Mieterhaushalte die Grenzen der sozialen Belast- 

barkeit erreicht. 

Ein grundlegender Kurswechsel ist überfällig. Angesichts 

der wachsenden Probleme auf dem Wohnungsmarkt und 
der Versäumnisse der konservativen Landesregierung sowie 
der Bundesregierung wird es nur mit größter Mühe möglich 
sein, die Versäumnisse der Vergangenheit in einem ange- 

messenen Zeitraum nachzuholen. 

Wir Sozialdemokraten begreifen Wohnungspolitik als in- 

vestive Sozial- und Wirtschaftspolitik und damit als große 
Chance für die gesellschaftliche Zukunftssicherung und wer- 
den eine wohnungspolitische Offensive mit folgenden 
Schwerpunkten einleiten: 

  

 Wohnungsneubau 

  

Sanierung und Modernisierung 

"Sicherung des preiswerten Wohnungsbestandes 

  

Mehr Schutz für Mieterinnen und Mieter 

= Sozial- und umweltverträgliche Raumordnungs- und Städte- 

baupolitik 

Wohnungsneubau 

Wir wollen eine andere Wohnungspolitik, eine Politik sozialer 
Verantwortung. Nur mit sozialem Wohnungsbau sind die 
sozialpolitischen Aufgaben der \Wohnraumversorgung 
sicherzustellen. Öffentlich geförderter Wohnungsneubau 
bedeutet für uns in erster Linie sozialer Wohnungsbau. 

Ziel einer sozialdemokratischen Landesregierung ist es, die 

Voraussetzungen für ein ausreichendes Wohnungsangebot 

 



zu schaffen, vor allem für Haushalte mit geringem Einkom- 
men und für Arbeitnehmerhaushalte. Dazu müssen große 

Anstrengungen unternommen werden. Wir überarbeiten das 
gesamte Förderinstrumentarium, um finanzielle Spielräume 

für langfristig wirksame und sozial gerechte Wohnungsbau- 
programme zu bekommen. Wir werden die Förderwege über- 

sichtlicher gestalten, die Bewilligungswege verkürzen und 

das Genehmigungsverfahren bündeln. 

Die Förderung des sozialen Mietwohnungsbaus wird endlich 
den hohen Stellenwert einnehmen, der ihr zukommt. Der 1. 
Förderweg soll dabei Vorrang erhalten, da er außer langfri- 
stig gesicherter sozialer Belegungsbindung auch geringere 
Mieten bietet. Dem Ziel, Wohnraum für „breite Schichten“ 

der Bevölkerung zu schaffen, wird das Zweite Wohnungs- 

baugesetz schon lange nicht mehr gerecht. Daher setzen wir 

uns im Bund für eine deutliche Anhebung der Einkommens- 
grenzen ein, damit eine größere Anzahl Zugang zum sozia- 

len Wohnungsbau erhält. 

Wir werden besondere Förderangebote für Bauvorhaben von 
Wohnungen für junge Familien, Alleinerziehende mit Kin- 
dern, kinderreiche Familien, Schwerbehinderte und Senio- 
ren schaffen. Wir fördern besonders den Bau von barriere- 
freien Wohnungen in allgemeinen Wohnanlagen. Auch der 
nachträgliche, altersgerechte Umbau bestehender Wohnun- 

gen soll besonders unterstützt werden. 

Wir fördern den Genossenschaftsgedanken und genossen- 
schaftliche Formen der Selbsthilfe. Die Genossenschaften 
müssen sich nach der Kappung der Altschulden und der 

Übertragung von Grund und Boden zu lebensfähigen Unter- 
nehmen entwickeln. Gerade die Genossenschaften und die 
kommunalen Wohnungsgesellschaften tragen eine spezielle 
Verantwortung für die Umsetzung der Wohnungsbaupro- 
gramme. Wir setzen uns im Bund dafür ein, daß genossen- 

schaftliches Bauen und Bauerhaltung in die steuerliche 

 



  

Förderung einbezogen werden. Der Erwerb von Genossen- 
schaftsanteilen muß steuerlich gefördert werden. Dies soll 
auch den Beziehern niedriger Einkommen die Ausnutzung 
der staatlichen Förderung ermöglichen. Das stärkt die 
Finanzkraft der Genossenschaften und fördert damit den 
genossenschaftlichen Wohnungsbau. 

Wir gestalten den sozialen und den freifinanzierten Woh- 

nungsbau so, daß sich ein sozial gerechter und ökonomisch 
leistungsfähiger Wohnungsmarkt entfalten kann. Neben 
dem öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau ist der 
freifinanzierte Wohnungsbau zur Sicherung der Wohnraum- 
versorgung unbedingt erforderlich. Das gilt für den Mietwoh- 
nungsbau und für den Bau von selbstgenutztem Wohneigen- 

tum. Wir werden zur Steigerung des freifinanzierten Woh- 
nungsbaus alle landespolitischen Instrumente, insbeson- 
dere die zügige Durchführung und Straffung von Antrags- 

und Genehmigungsverfahren nutzen. Wir bündeln die 
Genehmigungsverfahren in einem Ministerium. Die Verwal- 
tungswege zur Beteiligung von Landesbehörden an den 

kommunalen Planungsverfahren werden mit dem Ziel zeitli- 
cher Straffung überprüft. Das Landesbaurecht überarbeiten 
wir um untergenutzte Bauflächen, Baulücken und Gebäude 
verstärkt dem Wohnungsbau zuzuführen. 

Zur Förderung des Wohneigentums für breite Schichten der 
Bevölkerung werden wir uns für eine sozial gerechte und effi- 
zientere Eigenheimförderung durch Änderung der steuerli- 
chen Förderung einsetzen. Haushalte mit mittleren Einkom- 
men sollen genauso gefördert werden wie Haushalte mit 
hohen Einkommen. 

Wir setzen uns im Bundesrat ein für 

eine Minimierung der steuerlichen Förderung von Luxusmo- 

dernisierungen 

“die veränderte Baulandbesteuerung zur Vermeidung von 
Bodenspekulation.



= die Förderung des genossenschaftlichen Wohnungsbaus, 

u.a. durch Änderung des Einkommenssteuergesetzes, damit 
von den Mitgliedern eingebrachte Genossenschaftsanteile 
für den Wohnungsneubau steuerlich abgesetzt werden 
können. 

Sanierung und Modernisierung 

Die Wohnungsbauunternehmen und die privaten Hausbesit- 
zer können die Sanierung und Modernisierung des Woh- 

nungsbestandes nicht allein finanzieren. Daher ist eine 
umfangreiche öffentliche Förderung notwendig. Ein Schwer- 

punkt unserer Wohnungspolitik liegt deshalb in der Sanie- 
rung und Modernisierung. Die Beseitigung von Wohnungs- 

leerstand hat dabei Vorrang. Wir führen die staatliche Förde- 

rung der Sanierung und Modernisierung auf hohem Niveau 

fort. 

In den Förderrichtlinien werden wir festschreiben, daß für 
Wohnungen, deren Sanierung und Modernisierung mit 

öffentlichen Mitteln gefördert wurde, für einen entsprechen- 
den Zeitraum Belegungsbindungen, Mietpreisbindun- 
gen und der Ausschluß von Eigenbedarfskündigungen 
gelten. 

Sanierungsfähige Wohnungen sollen auch unter Mithilfe der 
Mieter saniert werden. Die Mietermodernisierung ist ein Mit- 
tel, Eigeninitiative und privates Kapital zu mobilisieren. Wir 

werden ein „Mietermodernisierungsprogramm“ auflegen, 
damit staatliche Fördermittel auch Mietern in sanierungsfähi- 

gen Wohnungsbeständen zugänglich gemacht werden, 
wenn sie in ihre Mietwohnung investieren. Die Bewilligung 

dieser Fördermittel ist an einen erweiterten Mieterschutz 

gekoppelt. Die dadurch erzielte Qualitätsverbesserung ent- 

spricht sowohl den individuellen Erfordernissen als auch der 

finanziellen Belastbarkeit der Mieter. 

 



  

Instandsetzungen und Modernisierungen der Plattenbauten 

wurden mit gravierenden Auswirkungen auf den Zustand der 
Wohnungen und die Wohnsituation der Menschen vernach- 

lässigt. Der größte Teil der Bausubstanz entspricht nicht den 
zeitgemäßen Qualitätsstandards. 

Die Konzentration der Neubausiedlungen in den Randzonen 

der Städte erfolgte ohne ausreichende städtebauliche Ein- 
bindung und Infrastruktur. Jedoch sind Spielräume zur Ent- 
wicklung und Gestaltung städtisch attraktiver Gebiete mit 
einem modernen Wohnungsbestand vorhanden. 

Die Sanierung der Plattenbauten muß bei der Bauförderung 

neben die Neubauförderung und die klassische Stadterneu- 
erung treten. Dazu ist ein Sanierungsprogramm notwendig. 
Dieses Programm muß auch Maßnahmen zur städtebau- 
lichen Aufwertung der Neubausiedlungen durch Wohnum- 
feldverbesserungen zur Sicherung des Sozialgefüges ent- 
halten. Insbesondere sollen kosten- und energiesparende 

Modernisierungen zur Reduzierung der hohen, mietwirksa- 
men Betriebs- und Heizkosten gefördert werden. Wir drängen 
darauf, daß sich der Bund an diesem Sanierungsförderpro- 

gramm finanziell beteiligt. Wir werden uns dafür einsetzen, 
daß der Bund die Förderung von energiesparenden Investi- 

tionen an Gebäuden und Heizungsanlagen wieder einführt. 

Sicherung des preiswerten Wohnungsbestandes 

Wir setzen uns dafür ein, daß Wohnungen der kommunalen 

Wohnungsbaugesellschaften in belegungs- und mietpreis- 

gebundenen Wohnraum überführt werden, wenn die Bin- 

dungsregelungen laut Einigungsvertrag auslaufen. 

Besserverdienende Mieter im belegungs- und preisgebun- 

denen und im sozialen Wohnungsbau sind im Rahmen der 
bundesrechtlichen Möglichkeiten mit einer Fehlbelegungs-



abgabe zu belegen. Damit sollen Subventionsvorteile wei- 
testgehend abgeschöpft werden. Diese Abgabe wird zweck- 

gebunden der Neubaufinanzierung und der Bestandserhal- 
tung zugeführt. | 

Zur Sicherung des Bestandes an preiswerten Mietwohnun- 

gen, zur Verbesserung der Belegungsrechte der Kommunen 

und des Kündigungsschutzes bei der Umwandlung von Miet- 
in Eigentumswohnungen werden wir in Thüringen Gebiete 
mit erhöhtem Wohnraumbedarf ausweisen, in denen die 
Frist des Kündigungsschutzes von vermieteten Eigentums- 
wohnungen bei Eigenbedarfsklage auf 10 Jahre verlängert 

wird. Um die Umwandlung von Wohnungen in Gewerberaum 
zu verhindern, werden wir das Baurecht konsequent anwen- 

den. Das Wohnraumzweckentfremdungsverbot muß durch 

Erhöhung der Bußgelder, konsequente Überwachung und 

eine Erweiterung des räumlichen Geltungsbereichs ver- 
schärft werden. 

Wir unterstützen, daß unter sozialverträglichen Rahmenbe- 

dingungen Mieter ihre Wohnungen kaufen können. 

Die Wohnungsprivatisierung ist an klare Voraussetzungen 
zu binden. Grundbedingung muß die Sanierung des Ge- 
meinschaftseigentums sein. Eine Privatisierung von Woh- 
nungsbeständen ist und bleibt nur dann sinnvoll, wenn 

gleichzeitig ein langfristig gebundener Wohnungsbestand in 
ausreichendem qualitativen und quantitativen Ausmaß in 
kommunaler Hand belassen wird. Esmuß gesichert sein, daß 
die Entscheidung für oder gegen Eigentum ohne Zwang 
getroffen werden kann. Privatisierung darf nicht zur Verdrän- 
gung von Mietern aus ihren Wohnungen führen. 

Der Privatisierungszwang von 15% des Wohnungsbestan- 
des als Forderung aus dem Altschuldenhilfegesetz ist 
äußerst problematisch. Wir fordern, daß Genossenschaften 

. von diesem Privatisierungszwang befreit werden. Genossen- 

 



  

schaften und kommunale Wohnungsunternehmen sollen 

Wohnungen nur an selbstnutzende Genossenschaftsmitglie- 
der oder Mieter veräußern dürfen. Dazu wollen wir über eine 
Bundesratsinitiative das Altschuldenhilfegesetz ändern. 

Mehr Schutz für Mieterinnen und Mieter 

Wir werden uns für eine sozialorientierte Mieten- und Miet- 

rechtspolitik einsetzen, die angesichts der strukturellen Pro- 
bleme in Thüringen für alle Beteiligten über einen längeren 

Zeitraum berechenbar ist. 

Die zur Verbesserung der Wohnverhältnisse erforderlichen 

Mieterhöhungen dürfen nur entsprechend der tatsächlichen 
Einkommensentwicklung vorgenommen werden. Das Wohn- 

geld soll dabei soziale Härten abfangen und tragbare Mietbe- 
lastungen gewährleisten. Die Einkommensgrenzen und 

Miethöchstwerte des Wohngeldes sind regelmäßig der Ein- 
kommens- und Mietenentwicklung anzupassen. Das Wohn- 
geldsondergesetz ist bis zum Zeitpunkt der Angleichung der 
Lebensverhältnisse in Ost und West beizubehalten. 

Nach dem Auslaufen der Mietpreisbindung muß der Über- 
gang in das Vergleichsmietensystem sozial verträglich 

gestaltet werden. Dazu sind Mietspiegel zu erstellen, bei 
denen die ortsübliche Vergleichsmiete aus allen Mieten des 
entsprechenden Wohnungsbestandes ermittelt wird. 

Wir setzen uns dafür ein, daß der Kündigungsschutz der Mie- 
ter gegen Eigenbedarfskündigungen ungeschmälert verlän- 
gert wird. 

Sozial- und umweltverträgliche Raumordnungs- und 
Städtebaupolitik 

Wohnen ist mehr als ein Dach über dem Kopf. Wohnen findet 

in einem sozialen Umfeld statt, in einem dörflichen oder



städtischen Kontext. Wohnen im Alter, Wohnen für junge 
Erwachsene, Mehrgenerationenwohnungen, Wohnen mit 
Kindern, Wohnen für Alleinerziehende und Singles, Wohnen 
für Behinderte und gute Nachbarschaft von Menschen aus 

unterschiedlichen Kulturen müssen in neue Konzepte der 

Stadtentwicklung einfließen. 

Die Erhaltung und Modernisierung der Bausubstanz und die 
Erneuerung von Städten und Dörfern erfordern enorme Inve- 
stitionen. Der Wohnungsbestand muß saniert, historische 
Bausubstanz muß wiederhergestellt werden. Maßnahmen 
des Denkmalschutzes müssen mit den Stadt- und Dorfer- 
neuerungsmaßnahmen abgestimmt werden. 

Industriebrachen und Konversionsflächen müssen unter 

städtebaulichen Gesichtspunkten umstrukturiert werden. 

Wir werden die Städtebauförderung auf hohem Niveau wei- 
terführen und verstetigen. Die Erhaltung preiswerten Wohn- 

raums und die Modernisierung von Wohnungen soll inner- 
- halb der Städtebauförderung Vorrang erhalten. Insbeson- 
dere sollen Wohnquartiere mit einem hohen Anteil an Miete- 

rinnen und Mietern mit sozialen Problemen gefördert wer- 

den. Im Rahmen von neuen Modell- und Demonstrations- 
bauvorhaben sind Wohnungen für Behinderte und Senioren 
zu schaffen. Genossenschaftsmodelle und Selbsthilfe- 
formen sollen einbezogen werden. 

Zur Beseitigung der Wohnungsnot reicht Lückenbebauung 
und Dachgeschoßausbau nicht aus. Es werden auch neue 
Stadtteile entstehen. Wir nehmen eine regionale Abstim- 
mung und eine enge Verzahnung in den Bereichen Wohnen, 
Siedlungsstruktur, Verkehr, Umwelt und Wirtschaft vor. 

"Verdichtetes Bauen werden wir in diesem Rahmen beson- 

ders fördern. | 

 



  

Wir wollen, daß sich die Städte und Gemeinden zu attrakti- 
ven und lebendigen Orten entwickeln. Dabei sind das Land- 
schaftsbild, die historisch gewachsenen Ortsbilder, die 
schützenswerte Bausubstanz zu bewahren. Unvermeidliche 

wesentliche Einwirkungen sind durch landschaftsgestalteri- 
sche Maßnahmen auszugleichen.



Haushaltspolitik 

Haushaltspolitische Maßnahmen 

Die Neugestaltung des Bund-Länder-Finanzausgleichs läßt 
eine Verbesserung der Einnahmesituation der neuen Bun- 

desländer erwarten. Die steigenden Landeseinnahmen las- 

sen trotzdem keine wesentlichen Ausgabensteigerungen zu. 

Unter dieser Voraussetzung werden wir die Nettoneuver- 

schuldung auf ein finanzpolitisch verträgliches Maß zurück- 
führen. 

Von entscheidender Bedeutung ist für uns, die Einnahmen 

des Landes zu erhöhen. Dazu sind der weitere Ausbau der 
Finanz- und Steuerverwaltung (Fortbildung der Finanzbeam- 

ten, Verbesserung der technischen Ausstattung sowie der 

Organisation) und die personelle Verstärkung der Betriebs- 

prüfung und Steuerfahndung erforderlich. 

Mit einem zielgerichteten Fördermitteleinsatz und massiver 
Unterstützung (2 Prozent des Landeshaushalts) industriena- 
her, innovativer Forschung und Entwicklung werden wir die 

Wirtschafts- und damit die Steuerkraft des Landes stärken. 

Andererseits werden wir die Ausgaben nicht wesentlich erhö- 

hen. Deshalb müssen über die Funktionalreform, über die 
Erhöhung der Effizienz der Landes- und Kommunalverwal- 
tungen sowie mit neuen Arbeitszeitmodellen die Personal- 

und Verwaltungsausgaben begrenzt werden. 

Darüber hinaus werden wir überprüfen, inwieweit nicht- 
hoheitliche Aufgaben kostengünstiger privatwirtschaftlich 

bewältigt werden können. Um die kommunale Selbstverwal- 
tung zu stärken, werden wir, angepaßt an die zu erwartenden 

steigenden Steuereinnahmen des Landes, die finanzielle 

Ausstattung der Kommunen und insbesondere der kreis- 
freien Städte erhöhen. Zum anderen werden wir die bisher 
fehlende überörtliche Prüfung aufbauen, um die Verwen- 

dung der Steuermittel besser kontrollieren zu können. 

 



Neue Schwerpunkte im Haushalt können wegen der finan- 
ziellen Gesamtsituation des Landes nur durch Umschichtun- 

gen gesetzt werden, z.B.: 

- Veränderung der Fördermittellandschaft sowohl im regiona- 
len wie im gewerblichen Bereich 

  

Auflage eines Landesforschungsprogrammes 

bei Schulbauten verstärkte Förderung der Sanierung vor- 
handener Bauten 

  

= verstärkte Förderung des sozialen Mietwohnungsbaus 

höhere Investitionszuschüsse für den Wasser- und Abwas- 

serbereich der Kommunen. 

 



Kommunalpolitik 

Kommunalpolitik in Thüringen neu orientieren 

Die verfassungsrechtlich garantierte kommunale Selbst- 
verwaltung muß im Freistaat Thüringen zu einem starken 

Pfeiler unserer Demokratie werden. Wir wollen die kommu- 

nale Selbstverwaltung in Thüringen bewahren, stärken und 

ausbauen. 

Für uns ist eine lebendige kommunale Selbstverwaltung 
nicht nur eine wichtige Voraussetzung für den wirtschaftli- 

chen Aufschwung in Thüringen, sondern auch für das 
Demokratiebewußtsein der Bürgerinnen und Bürger. Für 
die Festigung demokratischer Strukturen ist es äußerst 

bedeutsam, daß die Bürgerinnen und Bürger in alltäglicher 
und zugleich praktischer Demokratie Erfahrungen sammeln, 

selbst unmittelbar vor Ort erleben, daß ihre Mitwirkung bei 

der Gestaltung kommunaler Aufgaben gefragt ist und daß sie 

etwas bewirken können. Deshalb wollen wir das kommunale 

Ehrenamt stärken und die Rechte derkommunalen Vertre- 

tungskörperschaften und ihrer Mitglieder verbessern. 

Die knappe Vermögens- und Finanzausstattung der Gemein- 

den, Städte und Landkreise zwingt in vielen Bereichen zum 
Abbau kommunaler Leistungen. Die Funktionsfähigkeit 
der kommunalen Selbstverwaltung muß jedoch auch bei 
schwieriger Finanzlage erhalten bleiben. Um dies gewähr- 
leisten zu können, müssen die Thüringer Kommunen das 

„Management ihrer Aufgaben“ den geänderten Rahmenbe- 
dingungen anpassen. Dabei werden wir auch die Möglich- 
keit der Wahrnehmung staatlicher Aufgaben in privatwirt- 

schaftlichen Organisationsformen prüfen und dort, wo 
dies sinnvoll und nötig ist, durchsetzen. 

Vor allem treten wir dafür ein, der in Thüringen fortschreiten- 
den Abhängigkeit der Kommunen von Finanzzuweisungen 
des Bundes und des Landes entgegenzuwirken. Finanzielle 
Abhängigkeit schwächt die kommunale Selbstverwaltung. 

 



  

Um dies zu vermeiden, werden wir neben der Ausschöpfung 

der Erhebung der eigenen Steuerkraft auf kommunaler 
Ebene folgende Maßnahmen auf Bundes und Landesebene 

voranbringen: 

1. Eine Gemeindefinanzreform, die die Strukturschwäche 

von Kommunen in Thüringen berücksichtigt. 

Die zügige Fortsetzung der Gebiets-, Verwaltungs- und 
Funktionalreform in Thüringen. 

Die Ämter für offene Vermögensfragen, die Liegenschafts- 

ämter und die für Investitionsentscheidungen zuständi- 
gen Dienststellen müssen personell und bei den Sachmit- 

teln wesentlich verstärkt werden. 

Für den Infrastrukturausbau werden den Kommunen 
mehr Mittel als bisher als Investitionspauschale vom 
Bund zur Verfügung gestellt. Dadurch könnten die Kom- 
munen in Thüringen diese Mittel entsprechend der örtli- 
chen Problemlage einsetzen, um ihre speziellen Infra- 

strukturdefizite zu beseitigen. Es hat sich gezeigt, daß 
Projektfördermittel oft von den Städten und Gemeinden 
nicht abgerufen wurden, dasie die erforderlichen Komple- 
mentärmittel nicht aufbringen konnten. 

Bei der Vergabe von Projektfördermitteln wird — soweit 
möglich — eine zweckgebundene Pauschalierung 

eingeführt, um unnötigen Verwaltungsaufwand zu ver- 
meiden und den schnelleren MittelabflußB zu gewähr- 
leisten. 

Die Schlüsselzuweisungen müssen Vorrang vor Zweck- 
zuweisungen haben. Bisher lagen diese Zuweisungen 
im Freistaat Thüringen weit unter dem Durchschnitt der 
anderen neuen Länder. 

Die Finanzausstattung für von Bund und Land den Kom- 
munen übertragene Pflichtaufgaben muß sicherge- 
stellt werden. |



Insgesamt werden wir — insbesondere im Hinblick auf die 

Einbeziehung der neuen Länder ab 1995 in den Länderfinanz- 
ausgleich und den damit verbundenen Wegfall der Mittel aus 

dem Fonds Deutsche Einheit — die Finanzausstattung der 

Kommunen sicherstellen. Die Kommunen im Freistaat Thü- 
ringen werden auch nach 1994 mit Finanzzuweisungen von 
seiten des Landes rechnen können. Diese sollen mindestens 
einen Umfang haben wie bisher. Ohne ausreichende Finanz- 
ausstattung bleibt kommunale Selbstverwaltung eine 
Leerformel. Die Kommunen brauchen zur Erfüllung ihrer 

immer zahlreicher werdenden Aufgaben einen verläßlichen 

Finanzausgleich. 

Durch hohe Straßenausbaubeiträge werden viele Bürger- 
innen und Bürger Thüringens finanziell über die Maßen bela- 
stet. Unser Ziel ist es, die beim Ausbau von Straßen für die 

Bürgerinnen und Bürger entstehenden finanziellen Be- 
lastungen annehmbar zu gestalten. Dazu werden wir das 
Thüringer Kommunalabgabengesetz - dahingehend 
ändern, daß beim Straßenausbau neben der Erhebung von 

einmaligen und daher in der Regel sehr hohen Beiträgen 
auch die Möglichkeit für die Städte und Gemeinden 
geschaffen wird, von allen in ihrem Gebiet liegenden Grund- 
stückseigentümern wiederkehrende Beiträge zu erheben. 
Wiederkehrende Beiträge sind ein sinnvolles Instrument 
der Kommunalpolitik, um die Akzeptanz von Straßenaus- 
baubeiträgen bei den Bürgerinnen und Bürgern zu erhöhen. 

Ziel sozialdemokratischer Kommunalpolitik ist die bes- 
sere Beteiligung aller Bürgerinnen und Bürger im kom- 
munalen und regionalen Bereich. 
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Innenpolitik 

Zusammenleben zwischen In- und Ausländern 

Wir treten für ein friedliches Zusammenleben zwischen In- 

und Ausländern ein. 

Im Rahmen der Europäischen Vereinigung wird das Zusam- 
menleben in einer Gesellschaft mit kultureller Vielfalt auch in 
Thüringen eine immer größere Rolle spielen. Wir werden die- 
sen Prozeß durch folgende Maßnahmen unterstützen: 

- Einführung des Kommunalwahlrechtes für dauerhaft in 
Kommunen wohnende Ausländer 

= Integration der in Thüringen ständig lebenden Ausländer 

- Förderung des Austausches von Jugendgruppen mit 
anderen Ländern 

Aktivierung der Aufklärung gegen Ausländerfeindlichkeit 
und Förderung von Vereinen und Gruppen, die sich mit die- 
ser Arbeit beschäftigen 

- Intensivierung der kulturellen Beziehungen zu anderen 
Völkern. 

Für bürgernahe öffentliche Verwaltung 

Öffentliche Verwaltung ist Dienstleistung für den Bürger und 
ein wichtiger Faktor für den weiteren Aufbau unseres Landes. 
Die Thüringer Bürger wünschen sich vom Land und von den 
Kommunen eine bürgernahe, effiziente und durchschau- 
bare Dienstleistungsverwaltung. Aufgrund gestiegener 
Bedürfnisse der Bevölkerung und erhöhten Anforderungen 
an die kommunale Daseinsvorsorge ist den Gemeinden und 
Landkreisen ein umfangreicher Katalog an Aufgaben zuge- 
wachsen. Deren Bewältigung setzt eine höhere kommunale 
Verwaltungs- und ausreichende Finanzkraft sowie eine bür- 
gernahe Erfüllung der Aufgaben voraus. 

 



  

Die Gebietsreform ist hierfür ein wichtiger Schritt. Ihr muß 
nun die Reform der öffentlichen Verwaltung folgen. Wir 
werden daher umgehend die Neuorganisation der öffent- 
lichen Verwaltung in Angriff nehmen. 

Schutz der Bürger vor Straftaten und Stärkung des inne- 
ren Friedens 

Für unsistder Schutz der Bürger vor Straftaten eine der wich- 
tigsten Aufgaben des Staates. Hierauf haben die Menschen 
inunserem Land einen Anspruch. Viele machensich Sorgen 

um ihre Sicherheit und haben Angst, Opfer von Straftaten zu 
werden. Wir wissen, daß wir unter den Bedingungen der 
freien Gesellschaft den Menschen kein umfassendes Sicher- 
heitsgefühl bieten können. Aber wir werden ein möglichst 
hohes Maß an Sicherheit für jeden Bürger anstreben. 

Wir gehen daher im Gegensatz zu den Konservativen von 
einem umfassenden Sicherheitsbegriff aus und be- 
schränken ihn nicht auf die innere Sicherheit. 

Innere und soziale Sicherheit stehen dabei in einem 

unmittelbaren Zusammenhang. Kriminalität hat Ursachen. 
Menschen, die sich in der sozialen Gesellschaft geborgen 
fühlen und klare Zukunftschancen haben, begehen selten 
Straftaten. Es ist deshalb besonders wichtig, daß den Men- 

schen in Thüringen eine Lebensperspektive aufgezeigt wird. 

Unsere Politik für die Jugend ist deshalb ein wichtiger Beitrag 
zur vorbeugenden Kriminalitätsbekämpfung und damit zur 
inneren Sicherheit. 

Wir werden den politischen Extremismus energisch be- 

kämpfen. Wir halten die derzeit bestehenden Gesetze für 
weitgehend ausreichend, um alle gewalttätigen Ausschrei- 
tungen angemessen und in kürzester Zeit zu ahnden. Wir



haben kein Gesetzesdefizit, sondern ein Vollzugsdefizit. 

Extremistische Straftaten müssen schnell und effektiv aufge- 
klärt und geahndet werden. Das schreckt mehr ab, als här- 

tere Strafen. Volksverhetzung, Aufstachelung zum Rassen- 
haß, Verherrlichung von Gewalt müssen unnachsichtlich 
strafrechtlich verfolgt werden, wobei die Arbeit der zuständi- 

gen Stellen besser koordiniert werden muß. 

Soziale und wirtschaftliche Stabilisierung in Thüringen 
sind die beste Prävention gegen wachsende Kriminalität. 
Daneben erfordert die Bekämpfung der steigenden Krimina- 

lität aber auch eine moderne, gut ausgebildete und ausge- 
stattete bürgernahe Polizei. Sie muß verstärkt auf den Stra- 
Ben und Plätzen unserer Städte und Dörfer zu sehen sein, um 

das Sicherheitsgefühl der Bürger zu verbessern. Wir werden 

hierzu Polizeibeamte im Streifendienst als „Distriktbe- 
amte“ (Kontaktbeamte) einsetzen. Daneben werden wir für 
eine rasche Modernisierung der Polizeiausrüstung, eine 

bessere Bewertung des Polizeiberufs (Zweigeteilte Lauf- 

bahn) sowie eine ausreichende Zahl von Polizeibeamtin- 
nen und -beamten sorgen. 

Gerade im Bereich der Massenkriminalität zeigt sich deutlich 

das nicht ausreichende Kräftepotential der Polizei, sowohl in 
materieller wie auch in personeller Hinsicht. Für private 

Sicherheitsdienste geben immer mehr Leute, die es sich lei- 
sten können, sehr viel Geld aus. Innere Sicherheit darf 
nicht zum Privileg der Reichen werden; alle Bürger haben 
Anspruch auf Gewährleistung gleicher Sicherheit durch 
den Staat. 

_ Aber mehr und besser ausgebildete und ausgerüstete Polizi- 
sten können allein das Problem nicht lösen. 

Wir werden die Polizei von polizeifremden Aufgaben frei- 
stellen, die Bearbeitungsverfahren vereinfachen sowie 

moderne Bürokommunikationssysteme einsetzen. Daneben 

 



  

werden wir verstärkt neue Formen der Kriminalitätsbe- 

kämpfung anwenden. 

Auch in Thüringen breiten sich zunehmend Formen der 
internationalen organisierten Kriminalität aus. Zu deren 
Bekämpfung sind neue gesetzliche Grundlagen erforderlich 
sowie neue Methoden und Taktiken in der Ermittlungs- und 
Polizeiarbeit. 

Wir unterstützen die entsprechenden Initiativen der Bundes- 
SPD. Die sich daraus ableitenden Aufgaben und die diesbe- 

züglichen originären Landesaufgaben werden wir entschlos- 
sen durchsetzen. ! 

Auch der an die organisierte Drogenkriminalität gekoppel- 
ten Beschaffungskriminalität werden wir entgegenwirken. 
Unser Ansatz ist die Entkriminalisierung des Besitzes und 
der Beschaffung von Kleinmengen sowie der Einsatz 
staatlich freigegebener und ausreichender Ersatzmittel.



Justizpolitik 

Die Bürgerinnen und Bürger Thüringens sollen ihre politi- 

schen Teilhaberechte in vollem Umfang ausüben können. 

Deshalb werden wir entschlossen die Grundrechte der Ver- 
sammlungsfreiheit und der Meinungsfreiheit verteidigen. 
Eine Einschränkung des Demonstrationsrechtes wird es mit 
uns nicht geben. Wir werden die Bannmeile um den Thürin- 
ger Landtag abschaffen. Dabei werden wir jedoch entschie- 
den gegen gewalttätige Störer und den Mißbrauch des 
Demonstrationsrechtes vorgehen. 

Wir haben bereits erreicht, daß gemäß der Thüringer Verfas- 
sung direkte politische Mitwirkung durch Bürgerantrag, 
Volksbegehren und Volksentscheid möglich ist. 

Nunmehr ist unser Ziel, die für solche bürgernahen politi- 
schen Möglichkeiten notwendige Anzahl an Stimmen abzu- 

senken. Unsere besondere Aufmerksamkeit gilt der Gewähr- 
leistung des Rechtsfriedens in Thüringen durch den demo- 
kratischen Rechtsstaat. 

Wir wollen, daß die Thüringer Bürger ‚Vertrauen in die 

Rechtsordnung setzen und diese als die ihrige akzeptieren. 

Deshalb setzen wir uns für die schnellstmögliche Errichtung 

des Thüringer Verfassungsgerichtes ein, auch um sicher- 
zustellen, daß sich die Bürger direkt mit Beschwerden an das 

höchste Gericht des Landes wenden können. 

Wir wollen für gut arbeitende Gerichte und Staatsanwalt- 
schaften in Thüringen sorgen, die Rechtsstreitigkeiten rasch 
entscheiden und möglichst kostengünstig arbeiten. Dies 
bedeutet, daß wir für eine Stellenentwicklung nach Bedarf 
eintreten und personelle Fehlplanungen wie im Bereich der 
Landesanwaltschaft schnellstmöglich korrigieren. Neben 

' sachgerechten Arbeitsbedingungen muß der Einsatz 
modernster Datenverarbeitungs- und Bürosysteme Juristen 
und Angestellte von zeitraubenden Routinen entlasten. 

 



  

Effektivität sehen wir auch darin, den Richtern, Staatsanwäl- 

ten und Justizangestellten mehr Selbstverwaltung zu 
ermöglichen und insbesondere Mitwirkungsrechte im Per- 
sonalbereich erheblich zu erweitern. 

Folgende Grundsätze werden wir in künftiger Regierungsver- 
antwortung in Thüringen auch bei den Entscheidungen im Bun- 
desrat und in den Länderfachministerkonferenzen vertreten: 

Zusätzliche Entlastung der Justiz wollen wir durch mehr 
außergerichtliche Schlichtungsverfahren und Neubewer- 
tung von Kleinkriminalität erreichen. Wir werden dem 

populistischen Ruf nach umfassender Strafrechtsverschär- 
fung, besonders im Jugendstrafrecht entschieden entge- 
gentreten. Es gilt hier sinnvoll zu bestrafen, nicht zu zerstö- 
ren. Das Jugendgerichtsgesetz bietet hierfür sinnvolle Sank- 
tionen für Jugendliche und Heranwachsende. Härtere Stra- 
fen dagegen fördern die Entwicklung krimineller Karrieren. 

Eine solche Justizpolitik würde lediglich die Gefängnisse 
überfüllen und die Zahl der jungen Menschen erhöhen, die 
als Strafentlassene Probleme dabei haben, Arbeit, Wohnung 

und sozialen Anschluß zu finden und die dann wieder rück- 
fällig werden. Die tatsächlichen Kriminalitätsursachen wür- 

den damit nicht beseitigt werden. 

In einem Klima sozialer Kälte, bei hoher Arbeitslosigkeit und 
fehlenden Zukunftsperspektiven für die Menschen, gedeiht 

die Kriminalität. Diese Ursachen werden wir mit Konzepten in 

der Wirtschafts-, Sozial- und Jugendpolitik bekämpfen. Straf- 
recht ist und muß das „letzte Mittel‘ des Staates bleiben 

und ist als Allheilmittel gegen die Kriminalitätsentwicklung 
ungeeignet. Allerdings muß das Haftrecht bei schweren Straf- 
taten und Serienstraftaten neu bewertet werden, um den Bür- 
gern in verschiedenen Situationen Sicherheit zu gewährleisten. 

Auf erheblich die Rechtsordnung gefährdende Straftaten durch 
politischen Extremismus muß auch die Thüringer Justiz sofort 
und unter Nutzung aller Möglichkeiten reagieren.



Frauenpolitik 

Familienpolitik 

Chancengleichheit für Frauen in einer familienfreund- 
lichen Gesellschaft 

Zu den Schwerpunkten sozialdemokratischer Politik gehört 
die aktive und konsequente Umsetzung des Gleichberechti- 
gungsgebotes für Frauen und Männer nach Artikel 3 des 
Grundgesetzes. Wir setzen uns für die Ergänzung dieses 
Artikels ein, um die Gleichstellungsverpflichtung des Staates 
verfassungsrechtlich zu verankern und besondere Förde- 
rungsmaßnahmen für Frauen zum Ausgleich bestehender 
Ungleichheiten zu ermöglichen. 

Gerechte Verteilung von Arbeit, Macht, Einkommen und 

Freizeit zwischen Frauen und Männern 

Frauen werden in zunehmendem Maße durch die ökonomi- 
schen und sozialen Veränderungen, die im Zusammenhang 
mit der Vereinigung Deutschlands stattfinden, an den Rand 
der Gesellschaft gedrängt. Frauen sind verstärkt von Armut 
betroffen, werden in Beruf und Ausbildung immer mehr be- 
nachteiligt. In Politik und Wirtschaft, in Wissenschaft, Kunst 

oder Medien wird ihnen nach wie vor eine untergeordnete 
Rolle zugewiesen, In Zeiten der Massenarbeitslosigkeit (zwei 
Drittel der Arbeitslosen in Thüringen sind Frauen) erwartet 
man vonihnen, daß sie sich wieder in eine traditionelle Rollen- 
verteilung fügen: bezahlte Arbeit für Männer, unbezahlte 
Arbeit, wie Hausarbeit und Kindererziehung, für Frauen. Die- 

ser Entwicklung entgegenzuwirken gehört zu den dringlich- 
sten Aufgaben sozialdemokratischer Gleichstellungspolitik in 
Thüringen. Dabei setzen wir folgende Schwerpunkte: 

1. Wir errichten ein Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Frauen, das an allen Gesetzgebungsverfahren betei- 

ligt ist und damit einen deutlich höheren Wirkungsgrad ha- 
ben wird als eine Landesfrauenbeauftragte. Alle zwei Jahre 
wird dieses Ministerium dem Landtag über die Umsetzung 
des Gleichstellungsgebotes einen Bericht erstatten. 

 



2. Zur Unterstützung der Frauenförderung werden wir in der 
nächsten Legislaturperiode ein Gleichstellungsgesetz 
vorlegen, das für alle Bereiche des öffentlichen Dienstes 

gelten soll. 

— Inihm sollen Regelungen für die Landes- und Kommu- 
nalverwaltungen, für Hochschulen, Gerichte und alle 
anderen Landeseinrichtungen so lange Gültigkeit 
haben, bis die Unterrepräsentanz von Frauen besei- 

tigt ist. 

— Alle Verwaltungsbehörden und Landeseinrichtungen 
sollen eigene Frauenförderpläne aufstellen, deren 

Umsetzung in regelmäßigen Abständen überprüft 
wird. 

— Im Landesdienst wird es unter einer sozialdemokrati- 
schen Regierung keine Beschäftigung ohne soziale 
Sicherung geben. 

— Um Frauen und Männern die Möglichkeit zu geben, 
Beruf und Familie miteinander zu vereinbaren, soll die 
Teilzeitarbeit mit der Vollzeitarbeit so gleichgestellt 
werden, daß die berufliche Entwicklung davon nicht 

beeinträchtigt wird. 

— In der Bildungspolitik ist auf die Gleichstellung der 
Frau in der Gesellschaft frühzeitig hinzuwirken. 

3. Um auch für die private Wirtschaft Anreize zu schaffen 
aktive Frauenförderung zu betreiben, wollen wirim Rah- 
men der gesetzlichen Möglichkeiten verstärkt öffentliche 
Aufträge an solche Firmen vergeben, die sich um eine 
Umsetzung des Gileichstellungsgebotes bemühen. 

Wirtschafts- und Strukturförderung des Landes soll regio- 

nal und branchenorientiert soweit wie möglich mit Frau- 

enförderung verzahnt werden. 

4. Wir werden den Rechtsanspruch für alle aufeinen Kinder- 
tagesstättenplatz ab dem 2. Lebensjahr durchsetzen. 

 



  

Alleinerziehende sollen unabhängig vom Alter ihrer Kin- 
der einen Anspruch auf einen Betreuungsplatz haben. 

Jeden bedarfsgerechten Platz werden wir mit einem Lan- 

deszuschuß von 60% der Fachpersonalkosten fördern. 

Damit sollen einerseits die Kommunen bei der Bereitstel- 
lung von Kinderbetreuungsplätzen unterstützt und ande- 
rerseits die Elternbeiträge auf einem sozial verträglichen 
Niveau gehalten werden. 

. Zur Beseitigung der Benachteiligung von Frauen im 

Erwerbsleben werden wir spezielle Förderprogramme 
auflegen, wie z.B. 

das Programm „Arbeit statt Sozialhilfe für Frauen“, das 

besonders auch langzeitarbeitslose Frauen berücksichti- 

gen soll, 

das Programm für Existenzgründerinnen, | 

das Berufsausbildungsprogramm für Mädchen. 

Mit den Programmen sollen vor allem zukunftsorientierte 
Berufe gefördert werden, die sich am Strukturwandel in 
Thüringen orientieren. Um diese Programme effektiv 
durchzuführen und Arbeitsplätze auf Dauer zu schaffen, 

werden wir unter besonderer Berücksichtigung der Situa- 

tion von Frauen im ländlichen Raum und an besonderen. 
sozialen Brennpunkten Regionalstellen „Frauen und 
Arbeit“ einrichten. Diese Regionalstellen sollen den Trä- 
gern von arbeitsmarktpolitischen Initiativen technische 
und organisatorische Unterstützung bei der Konzipie- 
rung, Entwicklung und Betreuung von Frauenbeschäfti- 
gungsprojekten anbieten. 

. Die Wertschätzung und die Bezahlung, die Frauen in 

sozialen und erzieherischen Berufen genießen, ent- 

spricht bei weitem nicht ihrer Bedeutung für die Gesell- 
schaft. Wir werden uns für eine Aufwertung der „Frauen- 

berufe‘‘ vor allem durch eine gerechtere Tarifpolitik ein- 

 



  

setzen. Gleichzeitig ist die Berufsausbildung von Mädchen 
und Frauen in technischen Bereichen zu fördern. 

Gewalt gegen Frauen und Kinder in Ehe und Familie darf 
nicht länger ein „Tabu-Thema“ bleiben. Wir müssen uns 

offen damit auseinandersetzen und anerkennen, daß Gewalt 

kein individuelles sondern ein gesellschaftliches Problem 
ist. Die Betroffenen haben ein Anrecht auf Schutz, auf Bera- 

tung und auf eine möglichst unbürokratische Hilfe. Dazu 
müssen wir ein flächendeckendes Netz von Frauenhäusern 

finanziell und personell auf Dauer absichern, ohne unsin das 
inhaltliche Konzept dieser Häuser einzumischen. 

Wir treten für verstärkte gesetzliche Regelungen zum Schutz 
vor sexuellem Mißbrauch von Kindern, Jugendlichen und 
Frauen und für die Strafbarkeit von Vergewaltigung in der 

Ehe ein. 

Wir wollen, daß jede Frau frei und eigenverantwortlich über 
das Austragen einer Schwangerschaft entscheiden kann. 

Das Bundesverfassungsgericht trifft mit seinem Urteil zum 
$ 218 vor allem die Frauen in Ostdeutschland hart. Gleichzei- 

tig erkennt es aber an, daß durch Strafe werdendes Leben 
nicht geschützt werden kann. Wir werden uns dafür einset- 
zen, daß bei einer Fristenlösung mit gesetzlich vorgeschrie- 
bener Beratungspflicht Finanzierungsregelungen getroffen 
werden, die betroffenen Frauen mit niedrigem Einkommen 
helfen. 

Vor allem aber müssen wir für eine familienfreundliche 
Gesellschaft sorgen. Wir müssen Bedingungen schaffen, 
die es Frauen und Männern gleichermaßen ermöglicht, 
Beruf und Familie zu vereinbaren und selbstbestimmte 
Lebensperspektiven zu verwirklichen. Dabei verstehen wir 

unter dem Begriff „Familie“ alle Formen von Lebensgemein- 
. schaften, also das Miteinanderleben von Frauen und Män- 
nern sowohl mit Kindern als auch mit alten Menschen.



Familienpolitik heißt für uns auch, die bestehenden Benach- 
teiligungen für Familien durch eine grundlegende Reform 

des Familienlastenausgleichs zu beseitigen. Die ungerech- 
ten Kinderfreibeträge sind durch ein einheitliches Kinder- 

geld von mindestens 250 DM für jedes Kind zu ersetzen. 

Wir werden im Bereich des öffentlichen Dienstes alle Mög- 
lichkeiten nutzen, um Arbeitszeiten flexibel zu gestalten und 

damit den individuellen Bedürfnissen von Familien anzu- 
passen. 

Vor allem Frauen leisten im häuslichen Bereich z.B. bei der 
Erziehung ihrer Kinder und der Pflege von Angehörigen eine 
wichtige Arbeit, die in der Gesellschaft aber nach wie vor 

nicht genügend anerkannt ist. Wir wollen, daß die Leistungen 
in der Kindererziehung und Pflegezeiten für Angehörige end- 

lich in der Altersversorgung so gewürdigt werden, daß die 

Frauen ausreichend rentenversicherungsrechtlich abgesi- 

chert sind. 

Lebensräume für Familien zu schaffen, bedeutet vor allem, 

bezahlbares und familiengerechtes Wohnen zu ermöglichen 
und für ein Lebensumfeld zu sorgen, in dem Kinder Platz 

zum Spielen haben. Wir müssen und werden uns dieser Auf- 
gabe stellen. 
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Jugendpolitik 

Demokratie erleben und gestalten 

Unter diesem Motto werden wir uns für eine veränderte 

Jugendarbeit und Bildungspolitik einsetzen. Nicht länger 

soll die politische Apathie der Jugendlichen nur beklagt wer- 

den, nicht länger sollen junge Menschen nur als Konsumen- 

ten von Angeboten jeder Art verstanden werden. Unser 
Ansatz ist, „erlernen setzt erleben“ voraus. Lebendige 

Demokratie, Mitgestaltung im Umfeld, Interessenwahrneh- 
mungen von und durch junge Menschen darf deshalb nicht 
weiter zur Formalie und zur Lehrbuchweisheit verkümmern. 
Dafür müssen neue Wege beschritten werden. Jugendliche 
benötigen realistische Möglichkeiten der Beteiligung an poli- 
tischen Prozessen auf allen Ebenen der Politik. Wir wollen 

dafür sorgen, daß mit den Jugendlichen und nicht über 

Jugendliche gesprochen wird. 

Von besonderer Bedeutung sind dabei die „Nahbereiche“ 
Schule und Gemeinde. Hier muß eine allen Jugendlichen 
zugängliche und einsichtige Mitbestimmung gewährleistet 

werden. Deren Gestaltung ist als Lernprozeß in den Schulen 
und der außerschulischen Jugendarbeit zu gewährleisten. 

Wir setzen uns ein für: 

— eine erweiterte Mitbestimmung der Schüler in den Schu- 
ten, z.B. in Form von Schülerparlamenten, 

— verbindliche Mitbestimmungsmöglichkeiten in den kom- 
munalen Vertretungen, z.B. durch die Einrichtung von 

Jugendparlamenten, 

— ein Antragsrecht Jugendlicher an die kommunalen Ver- 
tretungen, die diese verpflichtet, sich mit den vorgetrage- 
nen Problemen zu befassen, 

— die Förderung von Jugendverbänden und Vereinen, die 
eine weitgehende Selbstverantwortung der jungen Men- 

schen gewährleisten. 

 



    

Kooperation von Jugendarbeit und Schule 

ist eine wesentliche Voraussetzung für Demokratie und sinn- 
volle Nutzung der vorhandenen Möglichkeiten. Dies setzt 

Entwicklung partnerschaftlichen Verhaltens der Institutio- 
nen außerhalb der Schule, mit der Schule und deren Öffnung 
voraus. 

Erreicht werden soll 

® die Aktivierung der Jugendarbeit, 
der Einsatz von finanziellen Mitteln zur Förderung von 
Jugendarbeit und Schule, 

= die Stützung der Eigenständigkeit der Jugendarbeit durch 

  

die Schule als Bestandteil pädagogischer Tätigkeit. 

Wir wollen neue Ansätze, wie z.B.: 

" verstärkt Projektunterricht, 

ausgeweitete Angebote an Arbeitsgemeinschaften, 

= Ausbau schulischen Lebens über den Unterricht hinaus, 

Einbeziehung der Möglichkeiten des lokalen Umfeldes 
(Stadtteilarbeit) für die Schüler, | 

= Nutzung außerschulischer Lernorte. 

Die Realisierung setzt Zusammenarbeit ohne Vereinnah- 
mung zwischen Jugendarbeit und Schule voraus. Deshalb 

soll als Bindeglied zwischen den Institutionen die Einrich- 
tung von Schulsozialarbeit gezielt gefördert werden. Im 
Zusammenwirken von außerschulischer Jugendarbeit und 
Schule, in der Betätigung junger Menschen als Gestaltungs- 
auftrag für beide Institutionen, im Einsatz von Schulsozialar- 
beit insbesondere für benachteiligte junge Menschen und 
als Verbindung zu einer Eltern- und Gemeinwesenarbeit 
sollein Netzwerk der demokratischen Beteiligung, der



Gestaltung und der rechtzeitigen Hilfe entstehen. Wir wollen 
dadurch auch ein deutliches Zeichen gegen Gewalt von jun- 
gen Menschen setzen. Schulsozialarbeit will verhindern, daß 

Gewalt entsteht oder verharmlost wird, sie will Voraussetzun- 
gen für ein rechtzeitiges und umfassendes Engagement von 

Jugendhilfe und Jugendarbeit gewährleisten. 

Der Landesjugendhilfeplan 

ist eine — bisher unerfüllte — gesetzliche Anforderung. Mit ihr 
soll der bedarfsgerechte Ausbau von Einrichtungen der 

Jugendarbeit und der Jugendhilfe sichergestellt werden. 

Dabei wollen wir die freien Träger der Jugendhilfe und die Be- 
troffenen — also die Jugendlichen und ihre Eltern beteiligen. 

Jugendhilfeplanung ist eine gesetzliche Aufgabe, die Mitwir- 
kung, Bedarfsorientierung und regionale sowie landesweite 
Abstimmung verlangt, und die es ermöglicht, die finanziellen 
Mittel innerhalb eines öffentlichen Abstimmungsprozesses 
zielgerichtet einzu-setzen. Hier bietet sich nach unserer 
Ansicht in Thüringen die Möglichkeit 

- junge Menschen, ihre Eltern und die freien Träger der 
Jugendhilfe gestaltend zu beteiligen, 

  

„die Finanzen zu koordinieren und effektiv zu bündeln, 

„die Gebietskörperschaften bei der Neugestaltung auch des 
Jugendhilfeangebots zu unterstützen, 

= auf den Jugendförderplänen der kommunalen Jugendhilfe- 
träger aufbauend den Landesjugendförderplan zu ent- 

wickeln. 

Wir wollen deshalb für eine schnelle und landesweite Umset- 
zung von Jugendhilfeplanung mit den genannten Standards 
eintreten. Weg von der Beliebigkeit und der bisherigen 
Gießkannenpolitik, hin zu bedarfsgerechter und verläßli- 
cher Förderung. 
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Jugendarbeitslosigkeit 

Wir sind uns der Dramatik dieses Problembereiches bewußt. 

Vermeidung und Verhinderung von Jugendarbeitslosigkeit 
wird Schwerpunkt unserer Jugendpolitik sein. Wir treten ein 

für 

ein Schulsystem, das Berufsorientierung frühzeitig beinhal- 

tet, Ausbildungsvoraussetzungen gewährleistet, Benachtei- 

ligungen abbaut und sich an den beruflichen Anforderungen 
der Zukunft orientiert, 

eine qualifizierte Ausbildung für alle als zentrale Aufgabe 
einer neuen Landespolitik; nicht länger sollen Jugendliche 
und ihre Eltern von Jahr zu Jahr bangen müssen, 

eine Umlagefinanzierung in der Berufsausbildung durch die 
Betriebe, die keine Ausbildungsplätze in Thüringen schaf- 
fen, obwohl sie alle Voraussetzungen dafür haben, 

= Beschäftigung nach der Ausbildung, die unterhaltssichernd, 

qualifikationserhaltend und längerfristig ist und 

ergänzende und flankierende Hilfsangebote der Jugendso- 
zialarbeit während Schule, Ausbildung, Beschäftigung und 
als Beratungsangebote für arbeitslose junge Menschen. 

Dafür werden wir mit eigenen Programmen Sorge tragen. 

Sie wird aber auch die Bundesregierung nicht aus ihrer Ver- 
antwortung für die Gewährleistung dieser Aufgabe ent- 
lassen. 

In verstärktem Maße werden wir alle Fördermöglichkeiten 
des Arbeitsförderungsgesetzes, des Europäischen Sozial- 
fonds, des Bundessozialhilfegesetzes sowie des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes nutzen. Auch hier gilt der Abstimmung 
der finanziellen Möglichkeiten und der Gewährleistung qua- 
lifizierter bedarfsgerechter Angebote unser besonderes 
Interesse.



Jugendverbände 

Die Arbeit der Jugendverbände muß im Sinne von Mitgestal- 
tung und Demokratisierung verstärkt und ausgeweitet wer- 

den. Dies setzt eine ausreichende personelle und sachliche 

Ausstattung sowie Mitbestimmung bei der Verwaltung vor- 

aus. Die Finanzierung muß deshalb auf eine eigenständige 

Grundlage gestellt werden. 

Bildungsurlaubsgesetz und Freistellungsgesetz 

Aktive Gestaltung von demokratischen Prozessen, Mitge- 
staltung des Lebensumfeldes setzen Wissen und die Mög- 
lichkeit zur Beteiligung voraus. Ehrenamtliches Engagement 

ist für alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens unver- 
zichtbar. Bei jungen Menschen soll dieses als Lernprozeß 
bewußt gefördert werden. Folgerichtig müssen dafür auch in 
Thüringen die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen wer- 
den. Wir treten in Thüringen deshalb für ein Gesetz über 
einen bezahlten Bildungsurlaub und ein Freistellungsge- 
setz ein. Sie sind wichtiger Bestandteil der Forderung nach 
mehr Demokratie. 
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Seniorenpolitik 

Ältere Menschen sind aktive Menschen und gehören mitten 
ins Leben und nicht an den Rand der Gesellschaft. Ein hohes 
Alter wird aber nur dann als persönliches Glück empfunden, 

wenn die Lebensbedingungen stimmen. 

Wir wollen in Thüringen eine lebensbejahende Politik für 
ältere und alte Menschen. Ein Schwerpunkt ist dabei die 
Schaffung altengerechten Wohnraums. Dieser soll in den 
allgemeinen Wohngebieten geschaffen werden, damit die 

bestehenden, gewachsenen sozialen Beziehungen zur 
Familie, zu Nachbarn und Freunden leichter aufrecht erhal- 
ten werden können. Wir werden in der städteplanerischen 

Entwicklung in den allgemeinen Wohngebieten auch die 
altersgerechte Infrastruktur, wie z.B. leicht zu erreichende 

Läden und soziokulturelle Einrichtungen berücksichtigen. 

Auch im Alter sind Aktivitäten besonders wichtig. Wir unter- 
stützen und schaffen deshalb dezentrale Altenbegegnungs- 
stätten mit kulturellen Angeboten, Freizeit- und Bildungsan- 

geboten und Beratungsmöglichkeiten. 

Die sozialen Dienste, die alten Menschen zu Hause helfen 

und ihnen damit ein selbständiges Leben in vertrauter 
Umgebung so lange wie möglich erhalten, brauchen mehr 

finanzielle Hilfe. 

Wir wollen vor allem auch die hauswirtschaftliche Versor- 
gung besser absichern. Das betreute Wohnen wird immer 
mehr an Bedeutung gewinnen und wird von uns verstärkt 

gefördert werden. 

Bei der Sanierung und beim Neubau von stationären Alten- 

hilfeeinrichtungen besteht ein sehr großer Nachholbedarf. 
Das Land trägt eine besondere Verantwortung, älteren Mit- 

bürgern einen würdevollen Lebensabend zu gewährleisten. 
Wir werden die Investitionszuschüsse zur Sanierung und für 

den erforderlichen Neubau von wohnortnahen stationären 

Altenhilfeeinrichtungen deutlich erhöhen. 

 



  

Der Beruf der Altenpflegerin und des Altenpflegers ist wegen 

seiner großen Bedeutung in der geriatrischen (altersheil- 
kundlichen) Betreuung in Bezahlung und Aus-, Fort- und 
Weiterbildung attraktiv zu gestalten. 

Ein menschenwürdiges Leben muß bis ins hohe Alter auch 

finanziell garantiert sein. Es ist ein unwürdiger Zustand, daß 

viele nach einem arbeitsreichen Leben im Alter Sozialhil- 
feempfänger werden. Wir setzen uns für eine schnelle Ein- 

führung einer solidarischen und finanziell ausreichend 

ausgestatteten Pflegeversicherung ein. 

Bessere Unterstützung und Absicherung pflegender Ange- 
höriger und die Anerkennung dieser Leistungen in der Ren- 
tenversicherung sind Ziel unserer Politik. 

Um nach überstandener Krankheit wieder ein selbständiges 

Leben führen zu können und zur Unterstützung der Familien- 

angehörigen bei Urlaub und Krankheit muß der Ausbau der 
Tages- und Kurzzeitpflege mit geriatrischen und rehabilitati- 

ven Schwerpunkten verstärkt werden. 

Unsere Gesellschaft kann es sich nicht leisten, Wissen, 

Erfahrungen und Kompetenz älterer Menschen ungenutzt zu 
lassen. Wir fordern unsere Senioren auf, am Öffentlichen 

Leben aktiv teilzunehmen und ihre Rechte und Pflichten 

wahrzunehmen. 

Dabei werden die Seniorenbeiräte sowohl auf Landes- als 
auch aufkommunaler Ebene einen wichtigen Beitragleisten. 

Sie sollen politische Entscheidungen unter der Perspektive 
„Alter“ mitdiskutieren und beeinflussen. Wir wollen damit 
wirksam Seniorenorganisationen in politische Entschei- 

dungs- und Beratungsprozesse einbinden, Modellprojekte 

fördern und Initiativen von Selbsthilfeorganisationen zusam- 

menführen.,



Dem Grundbedürfnis der Seniorinnen und Senioren nach 
mehr Sicherheit wollen wir mit der Schaffung von Polizei- 
dienststellen für Kontaktbeamte Rechnung tragen. 

Ältere Menschen müssen gleichberechtigt an der wirtschaft- 
lichen Entwicklung teilhaben. Arbeitslosigkeit und Krankheit 
dürfen sich nicht auch noch in niedrigeren Renten nieder- 
schlagen. Wir wollen eine soziale Grundsicherung im Alter 
und bei Invalidität. Der Sozialzuschlag als Bestandteil einer 

sozialen Grundsicherung muß so bemessen werden, daß 
ein Gang zum Sozialamt überflüssig ist. 
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Politik für Menschen 

mit Behinderungen 

Menschen mit Behinderungen wollen gemeinsam mit Nicht- 
behinderten wohnen, arbeiten und leben. Hilfen haben eine 

Normalisierung der Lebensverhältnisse von Behinderten 

und ihre Integration in die Gesellschaft, in das öffentliche 
Leben zum Ziel. 

Gemeinsam mit den Kommunen und den Wohlfahrtsverbän- 

den werden wir dafür sorgen, daß das Netz der Hilfen für 

Behinderte in Thüringen engmaschiger wird. 

Wir sichern einen bedarfsgerechten Ausbau der Frühförde- 

rung behinderter Kinder. 

Die Integration von behinderten Kindern in Kindertagesstät- 

ten ihres Einzugsgebietes und in integrative Schulklassen 
werden wir fördern. 

Durch ein Nachteilsausgleichsgesetz werden wir den be- 
hinderungsbedingten finanziellen Mehrbedarf ausgleichen. 

Wir wollen die familienentlastenden Dienste zur Unterstüt- 
zung von Familien mit behinderten Anghörigen finanziell so 
ausstatten, daß sie auch nach Auslaufen von Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen und $ 249h-Maßnahmen (Arbeitsförde- 
rungsgesetz) auf Dauer gesichert sind. 

Einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Lebensbe- 
dingungen für Behinderte wollen wir durch den Bau behin- 
dertengerechter Wohnungen und durch die Förderung von 

betreutem Wohnen einbringen. In der zukünftigen Landes- 

bauordnung werden wir die Belange der Behinderten be- 
rücksichtigen. Wir werden alle landeseigenen Gebäude auf 
ihre Behindertenfreundlichkeit überprüfen und, soweit erfor- 

.derlich, schrittweise bauliche Veränderungen vornehmen. 

Einen weiteren Schwerpunkt sehen wir im behindertenge- 
rechten Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs und 

 



  

des öffentlichen Verkehrsraumes, z.B. durch Ausrüstung von 
Fußgängerampeln mit akustischen Signalen. 

In unserer aktiven Beschäftigungspolitik werden wir die Inte- 
gration von Behinderten auf dem Arbeitsmarkt durch 
Schwerpunktprogramme fördern, wie z.B. Programme zur 

Ausbildungsförderung, für berufsvorbereitende Schulungen 

an Behindertenarbeitsplätzen und gezielte Förderung bei 

der Einarbeitung am Arbeitsplatz. 

Die Beschäftigungsquote für Schwerbehinderte muß im 
Land erfüllt werden. Wir wollen dafür sorgen, daß der öffent- 
liche Dienst hier eine Vorreiterrolle übernimmt. Damit wirt- 
schaftliche Anreize geschaffen werden, Schwerbehinderte 
einzustellen, setzen wir uns dafür ein, daß die Ausgleichsab- 
gabe verdoppelt und ihre steuerliche Absetzbarkeit abge- 

schafft wird. 

Wir werden einen Behindertenbeauftragten berufen, damit 
die Interessen behinderter Menschen besser vertreten 

werden. 

Zur Unterstützung seiner Arbeit wird ein Behindertenbeirat 

gebildet. Er soll die politischen Vorstellungen und Vor- 

schläge der Behinderten und Behindertenverbände aktiv in 

die Landespolitik einbringen. 

Wir werden uns für ein Rehabilitationsgesetzbuch mit 
einem nichtdiskriminierenden Behinderungsbegriff einset- 
zen. In ihm muß auch ein Benachteiligungsverbot und ein 
Gleichstellungsgebot mit konkreten verfahrensrechtlichen 
Möglichkeiten enthalten sein.



Gesundheitspolitik 

Gesundheit zu erhalten und zu fördern und somit einen akti- 
ven vorbeugenden Gesundheitsschutz zu betreiben, ist das 
Ziel sozialdemokratischer Gesundheitspolitik. Sie kann ihre 
Aufgaben nur dann erfüllen, wenn gesundheitspolitische As- 

pekte auch in anderen Bereichen der Politik beachtet werden. 

Das Gesundheitsstrukturgesetz muß mit einer tatsächlichen 

Strukturreform im Gesundheitswesen weitergeführt werden. 

Ziel ist eine Optimalversorgung aller und insbesondere auch 
der bisher zumeist unterversorgten chronisch und psychisch 

kranken Bürger. Gesundheit und die medizinische Versor- 
gung im Krankheits- und im Pflegefall müssen für alle 
bezahlbar bleiben. 

Wir sehen es als eine wesentliche Aufgabe des öffentlichen 

Gesundheitsdienstes an, eine enge, koordinierende Zusam- 

menarbeit mit den an der gesundheitlichen Versorgung 
Beteiligten sowie mit Verbänden und Selbsthilfegruppen zu 

schaffen. Er soll unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips 

überall dorteigene Dienste zur gesundheitlichen Versorgung 

der Bevölkerung, z.B. Betreuungsangebote für Diabetiker, 
Tumorkranke usw., anbieten, wo nicht andere Einrichtungen 
verantwortlich bzw. tätig sind. 

Zur Sicherung seiner vorrangigen Funktionen bei der 

Gesundheitsförderung, Prävention und Gesundheits- 
erziehung wollen wir den öffentlichen Gesundheitsdienst 
auf eine moderne gesetzliche Grundlage stellen. 

Wir werden ein langfristiges Konzept zur Sanierung der Kran- 
kenhäuser und zum Aufbau einer effektiven Krankenhaus- 

struktur in Thüringen vorlegen. Dabei wollen wir neben 
Schwerpunktkrankenhäusern eine wohnortnahe Grund- 

versorgung durch Krankenhäuser gewährleisten. 

Der Wiederaufbau von Nachsorgeeinrichtungen auf qualita- 

tiv hohem Niveau muß im Gesundheitsstrukturgesetz veran- 
kert werden. 

 



  

Psychisch kranke Menschen dürfen nicht länger ausge- 
grenzt und isoliert werden. Dazu werden wir die ambulanten 

psychosozialen Dienste so ausbauen, daß in allen Regionen 

Thüringens eine gemeindenahe und gute Versorgung 
gewährleistet ist. Aber auch die stationären Einrichtungen 

bedürfen großer, investiver Unterstützungen, damit sie einen 
hohen und national vergleichbaren Standard erreichen. 

Flexible Wohn- und Arbeitsformen helfen Langzeitpatienten, 
so selbständig wie möglich zu leben. Dazu istein ausreichen- 

des Angebot an Beratungsstellen und Therapieplätzen zu 

schaffen. Hierbei kommt den Wohlfahrtsverbänden und 

Selbsthilfegruppen eine besondere Bedeutung zu. Wir wol- 
len den Einsatz der Wohlfahrtsverbände in Zusammenarbeit 
mit ihnen unterstützen. 

Die geriatrische, rehabilitative Versorgung soll inenger räum- 
licher Zuordnung mit der Akutmedizin erfolgen. Sowohl 
alters- als auch behinderungsorientierte, ganzheitliche und 
aktivierende Betreuungskonzepte sind in enger Wechselwir- 

kung mit teilstationären und ambulanten Gesundheits- und 

sozialen Versorgungssystemen anzubieten. 

Wir setzen uns dafür ein, den Raubbau an Mensch und 

Umwelt in der Wismutregion aufzuarbeiten und die Men- 
schen umfassend zu informieren. 

Sucht- und Drogenpolitik 

 Drogenabhängigkeit ist eine Krankheit. Die aussichtsreichste 
Bekämpfung von Sucht ist die Prävention. Wir wollen daher 
ein ausreichendes Angebot an Beratungsstellen in pluraler 
Trägerschaft aufbauen. Die Arbeit der Selbsthilfegruppen 

werden wir unterstützen und fördern. Entgiftungs- und rehabi- 
litativ orientierte Therapie- und Heimplätze müssen in genü- 
gender Zahl geschaffen werden, um Wartezeiten zu vermei- 
den. Der Ausbildung von qualifiziertem Personal in genügen- 
der Anzahl muß besondere Beachtung geschenkt werden.



Verbraucherschutz 

Zu den Grundsätzen unserer Verbraucherpolitik gehören 

  

@ Schutz der Gesundheit 

  

Recht auf Information und Aufklärung 

© Schutz der wirtschaftlichen Interessen 

  

Recht auf Wiedergutmachung erlittener Schäden 

Recht auf Interessenvertretung 

Wir unterstützen die Tätigkeit der Verbraucherschutzorgani- 
sationen. 

Wir werden uns für eine schnellstmögliche Harmonisierung 
der Lebensmittelüberwachung innerhalb der EU einsetzen. 

 



  

 



Umweltpolitik 

Umweltschutz erfordert Kenntnisse über die Umwelt beein- 

flussende Faktoren und den freien Zugang zu Umweltdaten. 

Umweltschutz erfordert die Mitwirkung der Bürger. Aufklä- 

rung und Beratung bilden dabei die Schwerpunkte. An den 

Schulen muß Umwelterziehung einen festen Platz ein- 

nehmen. 

Wir werden wirksame Maßnahmen zur Verbesserung der 

Umweltsituation treffen. Esreicht nicht aus, den besorgniser- 

regenden Zustand unserer Umwelt zu erfassen und zu 

beschreiben. Wir wollen den wirtschaftlichen Aufschwung 

Thüringens bei gleichzeitiger Verbesserung der Umweltsi- 
tuation, denn nur mit einem ökologischen Umbau der Wirt- 
schaft werden wir die Strukturkrise überwinden. Neue Tech- 
nologien im Umweltbereich sichern künftig viele Arbeits- 
plätze in Thüringen. Dafür werden wir entsprechende 
Forschungs- und Entwicklungkapazitäten schaffen. 

Die öffentlichen Einrichtungen des Landes müssen beim 

Umweltschutz Vorbild sein. Sie setzen Signale bei der Abfall- 
vermeidung und bei der Verwendung von Recyclingmaterial, 
bei Energie- und Wassersparmaßnahmen. 

Die umweltpolitischen Richtlinien müssen schon in den 

Raumordnungsplänen festgeschrieben werden. 

Wasser 

Wir werden die landesseitigen Voraussetzungen schaf- 
fen, daß sozial- und wirtschaftsverträgliche Wasser- 
preise in Thüringen gesichert sind. Dazu werden wir eine 
Erhöhung der Fördersätze für Investitionen im Wasser- und 

. Abwasserbereich ermöglichen. Diese Mittel sind zielgerich- 
teter einzusetzen. Sanierung und Ausbau des Rohrleitungs- 
netzes sind in die Förderung mit einzubeziehen. Die Um- 
setzung wassersparender Maßnahmen und die stärkere 

 



  

Nutzung von Brauchwasserkreisläufen werden wir fördern. 

Der nachhaltige Schutz und die Regenerierung der örtlichen 

Grundwasserdargebote und die dafür erforderliche Erhal- 
tung der Trinkwasserschutzzonen haben als Maßnahmen 

der Daseinsvorsorge für uns Priorität. Die dezentrale Trink- 
wasserversorgung und Abwasserentsorgung (Insellösung) 
wird von uns aus Ökologischen und ökonomischen Gründen 

gefördert. Die Einschränkung des Ferntransports von Was- 
ser und Abwasser auf ein Mindestmaß ist aus ökologischen 

und ökonomischen Gründen für uns unverzichtbar. 

Die Entwicklung der Wasser- und Abwasserzweckverbände 

zu effektiven Betriebsstrukturen werden wir deutlicher för- 

dern. In diesem wettbewerbsfreien Raum muß die Priorität 

der Kommune gesichert sein. 

Gewässer 

Umfassender Schutz und Renaturierung der Thüringer 
Gewässer und Verbesserung der Gewässergüte sehen wir als 
wesentliche Zielstellung auch im Hinblick auf die Erhaltung 

natürlicher Trinkwasserreserven an. Beim Gewässerschutz ist 
das Verursacherprinzip konsequent durchzusetzen. Die Kom- 
munen müssen hinsichtlich der wachsenden Aufgaben beim 
Gewässerschutz durch das Land unterstützt werden. 

Insbesondere die Belastung der Gewässer durch Dünger und 
Pflanzenschutzmittel aus landwirtschaftlich genutzten Flä- 
chen ist durch Anlage von Pufferstreifen zwischen landwirt- 
schaftlich genutzen Flächen und Gewässern zu verringern. 

Energie 

Wir werden ein Energiespargesetz in Kraft setzen. 
Energiesparprogramme, Verwendung regenerativer Energie 

z.B. aus Sonnenlicht, Wind, Wasser und Biomasse sowie der



Einsatz effektiver Energieumwandlungssysteme, wie die 
Kraft-Wärmekopplung verbunden mit der Förderung der 
Fernwärme, sind unverzichtbare Elemente unserer Energie- 
politik in Thüringen. Priorität wird der Wärmedämmung ein- 
geräumt. Darüber hinaus werden wir die Förderprogramme 
für Fotovoltaik, für Sonnenkollektoren und Kleinwasserkraft- 

werke intensivieren. 

Im Interesse der Umwelt müssen die Schadstoff- und CO;- 

Emissionen bei der Energiegewinnung drastisch reduziert 

werden. 

Weitere Gründungen und den Ausbau von Stadtwerken wer- 
den wir fördern. 

Wir unterstützen die Politik der SPD auf Bundesebene zum 
schrittweisen Ausstieg aus der Kernenergie. 

Immissionsschutz 

Unser wesentliches Ziel ist eine generelle Änderung in der 

Verkehrspolitik. Abgase und Lärm müssen verringert werden. 

Wir setzen uns für Tempo 30 in geschlossenen Wohngebie- 

ten ein. Dazu werden wir dem öffentlichen Verkehr Vorrang 

vor dem Individualverkehr und dem Schienen- vor dem Stra- 

Benverkehr einräumen. 

Wir werden wirksam die Umstellung auf emissionsarme oder 

emissionsfreie Energieträger fördern. 

Abfall 

Wir setzen uns vorrangig für Vermeidung und Verminderung 

und, sofern dies nicht möglich ist, für Wiederverwertung von 

 



  

Abfall ein. Dafür wird ein integriertes Abfallwirtschaftskon- 
zept entwickelt, das den Einstieg Thüringens in eine abfall- 

arme Kreislaufwirtschaft ermöglicht. Wir messen der stoffli- 

chen vor der thermischen Verwertung eindeutig Priorität bei. 
Es ist stärker auf Produktverantwortung bei der Entwicklung, 
Herstellung, Vermarktung und Verwendung von Erzeugnis- 

sen zu orientieren. Eine Schadstoffminderung bei allen Pro- 
dukten ist anzustreben. 

Wir sind für eine stärkere Förderung von Mehrwegver- 

packungen und die Verwendung nachwachsender Rohstoffe 
für Verpackungszwecke zur Verringerung der Restabfall- 
mengen. 

Die Wertstofferfassung muß marktwirtschaftlich organisiert 
werden. Das DSD in seiner gegenwärtigen Monopolstruktur 
kann die Abfallproblematik nicht lösen. Wir werden Thürin- 

ger Unternehmen fördern, damit die erfaßten Wertstoffe auch 

hier verarbeitet werden können. 

Das Recycling von Wertstoffen muß auf höchstem technolo- 

gischen Niveau, wie die Warenproduktion, erfolgen. Wir wol- 
len die Recyclingindustrie als Hochtechnologie in Thürin- 

gen einführen. Durch die Förderung des Absatzes von Pro- 
dukten aus Recyclingmaterial werden wir die Wiederverwer- 

tungsrate verbessern. 

Gesicherte Abfallentsorgung 

Wir setzen uns für eine weitestgehende und langfristige 
Sicherheit bei der Entsorgung und Ablagerung nicht wieder- 

verwertbarer Abfälle und Reststoffe ein. Dabei sind bei der 
Deponierung wie auch bei der Verbrennung die modernsten 
Technologien einzusetzen, die das Abfallproblem konse- 

quent aufheben und nicht in die Zukunft oder in andere Län- 
der verschieben.



Altlasten 

Die Erfassung, Sicherung und Beseitigung der vielen zivilen 
und militärischen Altlasten in Thüringen muß mit besonderer 

Intensität vorangetrieben werden. Die notwendigen finan- 

ziellen Mittel des Landes werden durch uns langfristig gesi- 

chert und nach einer Prioritätenliste eingesetzt. Wir setzen 

uns aktiv für die Sanierung des Wismutgebietes nach den 

Normen eines neu zu schaffenden Uranbergbausanierungs- 

gesetzes ein. Zeitgleich mit der Sanierung muß die Förde- 
rung der Nachfolgenutzung auf den durch Altlasten betroffe- 
nen Flächen und Gebieten neue Chancen für die Bewohner 
der Region bringen, so besonders im Kali- und Wismutgebiet 

oder in Rositz. 

Bodenschätze 

Wir setzen uns für eine bedarfsgerechte Gewinnung von 
Bodenschätzen wie Kiese, Sande und Steine unter weitest- 
gehender Erhaltung von Natur und Landschaft ein. Dafür ist 
eine umfassende und langfristige Gesamtkonzeption für 
Thüringen zu erstellen, um alle konkurrierenden Nutzungs- 

arten besser berücksichtigen zu können. 

Wir sind für eine Vereinheitlichung des Bergrechtes in 
Deutschland. 

Naturschutz 

Wir werden bei Entscheidungen über die Umwelt, über 
Natur und Landschaft die Umwelt- und Naturschutzver- 

- bände wie auch die Kommunen stärker einbeziehen. Wir 
werden das Naturschutzgesetz von Thüringen in diesem 
Sinne novellieren. Wir werden das landesweite Arten- und 
Biotopschutzprogramm vervollständigen und fortschreiben 

 



  

sowie den für die Erhaltung der Artenvielfalt notwendigen 

Anteil der Landesfläche in ein Biotopverbundsystem inte- 
grieren. 

Wir werden die einmalige Chance nutzen, große natur- 
schutzrelevante Flächen, die z.B. in Verwaltung der Treu- 

hand und der öffentlichen Hand liegen, kostengünstig für das 

Biotopverbundsystem Thüringens zu sichern. 

Damit werden wir dem Artensterben in Thüringen wirksam 

begegnen. 

Zum Schutz von Natur und Landschaft setzen wir einen 
Landschaftsüberwachungsdienst ein. Der ehrenamtli- 
chen Naturschutzarbeit wollen wir eine stärkere Anerken- 

nung und Förderung zuteil werden lassen. 

Naturschutzgebiete 

Wir unterstützen die Schaffung des Biosphärenreservats 
Südharz-Kyffhäuser. Wir werden dafür Sorge tragen, daß die 
vielen bisher nur einstweilig unter Schutz gestellten Schutz- 
gebiete eine dauerhafte Sicherstellung erhalten. 

Wir werden die Einrichtung eines Nationalparkes in 
Nordthüringen fördern, um Thüringen in das Netzwerk gro- 
Ber Reservate einzubinden. Damit soll ein für Thüringen typi- 
sches Ökosystem, der Buchenmischwald, wirksam ge- 

schützt werden. Gleichzeitig wird dieser Nationalpark der 
Umwelterziehung, Bildung und Forschung dienen und 
wegen seiner Bedeutung für den Tourismus ein wesentlicher 

ökonomischer Faktor für die Region sein. 

In den Großschutzgebieten werden wir einen Rangerdienst 
(z.B. zur Überwachung, Besucherführung und Weiterbil- 
dung) einrichten.



Landschaftspflege 

Zum Erhalt der reizvollen Kulturlandschaft von Thüringen ist 
eine stärkere Förderung von Landschaftspflegemaßnahmen 

notwendig. Diese Arbeiten sollen in enger Zusammenarbeit 

von Landschaftspflegeverbänden und Naturschutzbehör- 
den organisiert und koordiniert und von den Landnutzern, 

insbesondere ortsansässigen land- und forstwirtschaftlichen 

Betrieben durchgeführt werden. Sie stellen für diese eine 
wichtige Einnahmequelle dar. 

Umweltverwaltung 

Die Umweltverwaltungsbehörden müssen organisatorisch 

umstrukturiert und eindeutig dem Umweltministerium zuge- 
ordnet werden, damit sie endlich für die Bürger und die 

Umwelt ein arbeitsfähiges und effektives Dienstleistungs- 
system darstellen. Wir werden die Umweltbehörden in Thü- 
ringen so organisieren, daß sie leistungsfähiger werden und 
den Anforderungen entsprechen. Die Verwaltungsstrukturen 
sind so einzurichten, daß die Entscheidungen so bürgernah 

wie möglich erfolgen. 

Insbesondere müssen die Behörden in die Lage versetzt 
werden, die endgültige Unterschutzstellung der vorläufig 

gesicherten Naturschutzgebiete abzuschließen. 
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Landwirtschaft und Forsten 

Landwirtschaftspolitik 

Die Landwirtschaft in Thüringen hat die zentrale Aufgabe, 
gesunde und hochwertige Nahrungsmittel herzustellen. Da- 

neben fördern wir die Bereitstellung von Rohstoffen für die 
Industrie und die Pflege unserer Kulturlandschaft als an Be- 
deutung zunehmende Erwerbsfelder für die landwirtschaftli- 
chen Betriebe. 

Wir brauchen eine in sich geschlossene Politik für den 
ländlichen Raum. Das heißt Agrar-, Wirtschafts-, Sozial-, 
Siedlungs-, Energie- und Verkehrspolitik müssen im Inter- 
esse der Aufrechterhaltung intakter ländlicher Räume 
zusammenwirken. 

Wir werden in den unterschiedlichen Ebenen der Verwaltung 

überschaubare Strukturen schaffen. Die Verwaltung ist auf 

ihre Aufgabe als Dienstleistungs- und Kontrolleinrichtung 
effektiv auszurichten. | 

Im Interesse der Aufrechterhaltung einer flächendeckenden 
Landbewirtschaftung in Thüringen setzen wir uns für die klare 
Definition umweltgerechter Rahmenbedingungen und für 
eine marktwirtschaftlich orientierte Landwirtschaft in wettbe- 
werbsfähigen Strukturen ein. Flächenstillegungen als Mittel 
der Mengenreduzierung sind auf Dauer ungeeignet. Das 
heißt, wir treten für extensivere Produktionsmethoden ein. Für 
uns sind die einzigen akzeptablen, begrenzenden Faktoren 
für eine moderne Agrarstruktur umweltpolitische Gesichts- 

punkte. Langfristige Flächenstillegungen sind in wachsen- 

dem Maße in das Arten- und Biotopschutzprogramm einzu- 
binden. 

Wir werden ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen den För- 
derungen für Primärproduktion und Marktstruktur herstel- 
len, das heute zu ungunsten der Primärproduktion verscho- 
ben ist. Dabei legen wir mehr Gewicht auf die Förderung 
regionaler als auf überregionale Marktstrukturen. 

 



  

Maßnahmen zur Förderung der Tiergesundheit und des Tier- 
schutzes werden wir unterstützen. 

Wir werden neben den landwirtschaftlichen Unternehmen, 

die die Vermögensauseinandersetzungen korrekt vorge- 

nommen haben, auch den Wiedereinrichtenden die notwen- 
digen Unterstützungen zukommen lassen. Dies ist die Vor- 

aussetzung dafür, eine flächendeckende Landbewirtschaf- 

tung auch in den benachteiligten Gebieten aufrecht zu erhal- 
ten und den laufenden Umstrukturierungsprozess nicht 

durch weitere Brüche zu gefährden. Für die Landwirte müs- 
sen weitere Erwerbsquellen, so auf den Gebieten der Land- 
schaftspflege und des Tourismus, eröffnet werden. 

Wir werden folgende Maßnahmen fördern bzw. in Gang 
setzen: 

Investitionszuschußprogramm für Rationalisierung und 
sinnvollen Wiederaufbau der Tierproduktionsbereiche. 

Paket von Übergangsregelungen für unsere bisher in der EU 
einmalige Agrarstruktur. Die altbundesdeutschen Schemata 
passen hier in keiner Weise. 

Differenzierte Umschuldung der landwirtschaftlichen 
Unternehmen, um sie von den existenzbedrohenden Alt- 

schulden zu entlasten. 

Beginn einer Energiepolitik, die nachwachsenden Rohstof- 
fen und alternativen Energiequellen Chancen eröffnet. 

Mit dieser Landwirtschaftspolitik werden wir den Menschen 

in den ländlichen Räumen wieder bessere Aussichten auf 
Beschäftigung und Einkommen ermöglichen. 

Wir setzen uns generell dafür ein, daß die Landwirtschafts- 

unternehmen unabhängig von ihren Betriebsformen gleich- 
berechtigten Zugang zu Fördermöglichkeiten der EU, des 
Bundes und des Landes haben.



Wir wollen die Betriebe und die Kommunen bei der Sanie- 
rung ihrer landwirtschaftlichen Altlasten unterstützen. 
Dazu ist eine Kombination aller Fördermöglichkeiten erfor- 
derlich. 

Die ökologische Landwirtschaft werden wir so unterstützen, 

daß sie auch weiterhineinen festen Platz in derthüringischen 
Landwirtschaft einnehmen kann. 

Wir werden den Gartenbau in Thüringen einschließlich des 
Kleingartenwesens durch Förderprogramme in ihren Wir- 
kungen verbessern und bei dem Umstrukturierungsprozeß 
unterstützen. 

Forstwirtschaft 

Der Wald als Lebensraum für zahlreiche Tier- und Pflanzen- 
arten, als Stätte der Erholung, als Wasserreservoir und als 
bestimmendes Element für unser Klima muß erhalten wer- 

den. Dazu sind Wälder naturnah umzubauen mit dem Ziel 
der Anlage von Waldbeständen nach neuesten forstwirt- 

schaftlichen Erkenntnissen. Für eine naturnahe Waldbe- 
wirtschaftung bedeutet dies die sorgfältige Beachtung des 
Gleichgewichts der einzelnen Ökosysteme und den dauer- 
haften Schutz wichtiger Biotope. Für den Waldbau bedeutet 
dies die Anlage und Pflege reichbestockter Mischwald- 
bestände. Im Wald müssen die Grundsätze der Ökonomie 
und Ökologie bei den Betriebsmaßnahmen gleichermaßen 
beachtet werden. Es wird ein Wildbestand angestrebt, der 

den Umbau des Waldes ohne Zäunung ermöglicht. 

Das Potential der Thüringer Wälder an nachwachsenden 
Rohstoffen ist stärker zu nutzen. 

Das dramatische Waldsterben macht ein generelles Umden- 

ken in der Forst-, Verkehrs- und Energiepolitik unabdingbar. 

 



  

Eine Privatisierung des Treuhandwaldes zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt wird von uns abgelehnt, weil Thüringer, besonders 
Landwirte und Kommunen, wegen fehlender finanzieller 
Mittel faktisch davon ausgeschlossen werden. Der Anteil des 
Staatswaldes muß erhöht werden. 

Wir werden die Forstwirtschaft so strukturieren, daß eine 

effizientere und fachgerechtere Bewirtschaftung des Waldes 
ermöglicht wird.



Sportpolitik 

Sport in seinen vielfältigen Formen bietet dem Menschen 

Freude, Erholung, Leistungsvergleich und Selbstverwirkli- 

chung. Er dient der Gesundheit des einzelnen wie der sozia- 

len Integration in die Gesellschaft. 

Wir erkennen die Selbstbestimmung der Sportvereine 
und -verbände an und fördern sie. Sie sind die tragenden 
Säulen des Sports in Thüringen, für die wir die geeigneten 
Rahmenbedingungen schaffen und finanzielle Mittel bereit- 

stellen werden. Die Tätigkeit vieler Ehrenamtlicher im 
Sport und deren gesellschaftliche Anerkennung werden 
wir unterstützen und fördern. 

Für die Entfaltung des Sports sind Freiräume erforderlich, 
sind Sportstätten bedarfsgerecht zu erhalten, zu sanie- 
ren oder neu zu schaffen. 

Wir setzen uns für die Sicherung der sportlichen Grundver- 
sorgung wie auch der Nachwuchsförderung und der sport- 

lichen Vielfalt ein. Die Planung der Sportstätten ist schon in 
den Raumordnungsplänen festzuschreiben. Schaffung und 

Ausbau integrierter Sportstätten werden wir unterstützen und 
fördern. 

Dem Leistungssport mit seinen positiven Auswirkungen 

auf den Breitensport wie auf die Gesellschaft allgemein 

werden wir Förderung und Unterstützung zukommen 

lassen. 

Der Stellenwert des Sports im gesamten Bereich der Bildung 
— in Schulen, Hochschulen wie auch der Weiterbildung — 

' ist zu erhöhen. Der gegenwärtige Zustand des Hochschul- 
sports an einzelnen Standorten ist zu erhalten und auf den 

gesamten Bereich auszudehnen. Eine bessere Koordinie- 

rung des Schulsports mit dem Vereinssport muß erreicht 
werden. 

 



  

Wir lehnen Doping im Sport ab 

Die sportmedizinische Betreuung der Sportler in den Verei- 

nen muß wieder aufgebaut werden. Besondere Förderung 

des Landes muß dem Sport von Behinderten, von Kindern, 

Frauen und Senioren zuteil werden.



Europapolitik 

Wir Sozialdemokraten wollen mit dem Zusammenwachsen 

von Deutschland zugleich eine wirtschaftliche und politi- 
sche Integration von Thüringen in ein demokratisch 
gestaltetes Europa fördern. 

Wir wollen die Bürger wesentlich besser über die mit dem 
Zusammenwachsen Europas verbundenen Chancen infor- 

mieren. Sie müssen die europäische Einigung besser verste- 

hen undmitgestalten können als das bisher der Fall ist. In die- 
sem Zusammenhang setzen wir uns für eine Stärkung der 
Rechte des Europäischen Parlamentes und einen größe- 
ren Einfluß der Regionen auf die politischen Entscheidun- 
gen der EU ein. 

Wir werden jungen Fachleuten Sonderprogramme zur sprach- 
lichen und juristischen Qualifizierung anbieten, um ihnen bes- 
sere Chancen im EU-Bereich zu eröffnen. Das wirtschaftliche 
Zusammenwachsen der EU-Mitgliedsstaaten bedarf einer wei- 
tergehenden Angleichung der Wettbewerbsbedingungen. 

So muß die extreme steuerliche Benachteiligung deut- 
scher Transportunternehmen gegenüber denen anderer 

Mitgliedsstaaten schnellstmöglich beseitigt werden. 

Auch auf dem Gebiet der Landwirtschaft treten wir für einen 
zügigen Abbau der noch erheblichen Unterschiede zwi- 
schen den Mitgliedsstaaten hinsichtlich der einzuhaltenden 
Umweltnormen ein. 

Wir treten dafür ein, daß die spezifische ostdeutsche Proble- 

matik des kurzfristigen Übergangs von der Plan- zur Markt- 

wirtschaft innerhalb der EU stärker als bisher berücksichtigt 
wird. 

Wir werden die landesinternen Entscheidungsverfahren 

bei der Vergabe der EU-Strukturfondsmittel transparen- 
ter gestalten. Im Vorfeld der Erstellung der Förderpläne 

 



  

sollen dazu die jeweiligen Gebietskörperschaften, Unterneh- 
merverbände, Gewerkschaften, Umweltverbände etc. auf 
regionaler Ebene angehört werden. 

Wir unterstützen wirksamere umweltpolitische Initiati- 
ven der EU, da sie zwingende Grundlage des Schutzes der 
natürlichen Lebensgrundlagen in Europa geworden sind. 

Wir halten die Vertiefung des europäischen Gedankens 
an unseren Schulen für sehr wichtig. Dazu werden wir eine 
entsprechende Lehrerweiterbildung, die besondere Ausrich- 
tung der Fächer Geschichte, Sozialkunde, Umwelt und 

Europa sowie eine Ausdehnung des Schüleraustausches 

fördern.



Fremdenverkehr 

Wir werden geeignete Maßnahmen unterstützen, um Thürin- 
gen als Reise- und Urlaubsland zu erhalten und zu ent- 

wickeln. Dies beinhaltet besonders Förderung und Verbes- 

serung der Infrastruktur. 

Traditionelle Erholungs- und Fremdenverkehrsgebiete 

wollen wir vorrangig sanieren und neu beleben. Die Ent- 
wicklung dieser Gebiete muß unter Beachtung ihrer Belast- 
barkeit und eines naturverträglichen Tourismus erfolgen. 

Die Wettbewerbsfähigkeit des thüringischen Kur- und Bäder- 

wesens werden wir fördern. „Ferien auf dem Land“, als be- 
sonders geeignete Urlaubsform für Familien und als zusätz- 

liche Einnahmequelle in den ländlichen Regionen, werden 
wir stärker unterstützen. Wir werden uns weiterhin dafür ein- 

setzen, daß die Urlaubs- und Ferienangebote für Familien mit 

Kindern sowie für Ältere und Behinderte verbessert werden. 

Eine Landesfremdenverkehrskonzeption ist auf der Grund- 

lage einer breit angelegten Bestandsaufnahme weiter zu ent- 

wickeln. 

 



  

 



Bildungspolitik 

Eine moderne Schule für Thüringen — Bildungschancen 

für alle 

Wir wollen allen Heranwachsenden Chancen eröffnen, zu- 

kunftsorientiert und gut ausgebildet zu werden, Demokratie 

zu erlernen und zu erleben, Verantwortung zu übernehmen 

sowie ihre Beziehungen zu den Mitmenschen nach den 

Grundsätzen der Gerechtigkeit, der Solidarität und der Tole- 
ranz zu gestalten. Ä 

Was wir vorfinden: Gebremste Erneuerung und vertane 
Chancen 

Der Weg nach vorn: Bestehendes weiterentwickeln — 
Neues aufbauen 

Die Thüringer Schule darf nicht noch einmal tiefen Brüchen 
ausgesetzt werden. Doch müssen wir sie aus der drohenden 
Erstarrung und aus der Perspektivlosigkeit herausführen! 

Das Thüringer Schulgesetz bremst die Erneuerung der 
Schule. Chancen wurden vertan. Das gegliederte Schul- 
system wird zum Maß aller Dinge gemacht. Wir werden diese 
Erstarrung aufbrechen, indem wir es dem Willen der Eltern 
und der Schüler im Rahmen der staatlichen Vorgaben über- 
lassen, welche Art von Schulen bestehen und entstehen 

können. 

Aus der Perspektivlosigkeit werden wir das Thüringer Schul- 
wesen führen, indem wir die massenhafte Schließung von 
Schulen wegen zurückgehender Kinderzahlen eindämmen. 
Wege dazu zeigt unser Schulgesetzentwurf, u.a. durch Kom- 
bination von Schulformen und Schulstufen. 

Solche Veränderungen schaffen keine neuen Unsicher- 
heiten, sondern helfen, die Zukunft der Thüringer Schüler 

und Eltern, der Schulen und Gemeinden zu sichern. 

 



  

Schule lebensnah gestalten 

Die Orientierung in einer sich dynamisch entwickelnden Welt 
wird nicht leichter. Die Schule fördert das durch eine Erzie- 
hung, die den Schülerinnen und Schülern humanistische 

Werte vermittelt und sie in die Gestaltung unserer Demokra- 
tie praktisch einbezieht. 

Wir brauchen eine offene Schule, eine Schule, die Gemein- 
samkeit und soziale Verantwortung bei der Anwendung des 
Gelernten und bei der Begegnung mit anderen Menschen 

nicht nur lehrt, sondern zugleich die Möglichkeit des Erwerbs 
sozialer Erfahrungen gewährleistet. 

Wir werden dafür sorgen, daß Gesamtschulen neben Gym- 

nasien und Regelschulen überall eingerichtet werden 
können, wo das gewünscht wird. 

Länger gemeinsam lernen 

Gerechtigkeit und Solidarität gehören zu den Hauptzielen 
sozialdemokratischer Politik. Deshalb wollen wir Kinder nicht 
frühzeitig nach Begabung sortieren, sondern Begabungen 
durch innere Differenzierung sorgsam entwickeln helfen. Für 
uns geht Förderung vor Auslese. Wir werden eine Orientie- 
rungsstufe für alle Schüler des 5. und 6. Schuljahres einfüh- 
ren, in der Entscheidungen über den weiteren Schulbesuch 
gut vorbereitet werden. Diese Orientierungsstufen können 
den Regelschulen, Gesamtschulen und Grundschulen zu- 
geordnet sein. 

Ein vielfältiges Schulangebot sichern 

Gemeinden und Städte gewinnen an Anziehungskraft, wenn 
sie ein reiches Angebot an schulischen Bildungswegen



anbieten. Wir werden dafür sorgen, daß sich eine reichhal- 

tige Schullandschaft entwickelt, in der jede Schule ihr eige- 
nes Profil finden kann. Das schließt Schulen in freier Träger- 
schaft ein. So können Eltern und Schüler den weiteren 

Bildungsweg frei wählen. Über die Vielfalt der örtlichen 
Schulangebote sollen die Eltern mit den Schulträgern ent- 
scheiden können. 

Wohnortnahe Schulen erhalten 

Wohnortnahe Schulen gehören zur Lebensqualität aller 
Bürger in Stadt und Land. Für Schüler sind Bildungsgänge 
hur dann offen, wenn die entsprechenden Schulen auch 

vorhanden und erreichbar sind. Sinkende Schülerzahlen 

gefährden in den nächsten Jahren das bestehende 
Schulnetz. 

Die gegenwärtige konservative Regierung hat langfristige 
Schulplanung unterlassen. Viele Schulen sind sanierungs- 
bedürftig und mangelhaft ausgestattet. Wir werden dem ent- 

gegenwirken und den Zerfall des wohnortnahen Schulnetzes 

aufhalten. 

Ganztägige Betreuung fördern 

Eltern und Schüler erwarten von einer neuen Schule mehr 
als Unterricht. Umfangreiche Freizeitangebote und auf die 

Interessen und Neigungen der Schüler bezogene Bildungs- 

und Betätigungsmöglichkeiten sind eine sinnvolle Ergän- 
zung des Unterrichts und fördern die sozialen Beziehungen 

der Kinder und Jugendlichen. Diese Aufgaben übernehmen 
die Schulhorte. Eine Öffnung der Schulhorte auch für ältere 
Schüler sichert auch weiterhin die Existenz dieser Einrich- 
tungen. Freie Träger werden unterstützt. 

 



  

Schule demokratisieren 

Demokratie in der Schule heißt für uns, daß alle an der Schule 
Beteiligten nicht nur mitreden, sondern mitwirken und mit- 

entscheiden können. Hier gibt es im Schulgesetz erhebliche 
Defizite. Wir wollen eine entscheidende Wende für eine 

breite Mitbestimmung für alle an der Schule Beteiligten, ob 
in der Schulkonferenz, bei der Selbstverwaltung der Schule 

oder bei der Gestaltung der Schulleitung. 

Anerkannte Abschlüsse sichern 

Wir streben eine zehnjährige Vollzeitschulpflicht an, die an 

allen Schulen anerkannte mittlere Bildungsabschlüsse ver- 
gibt. In Einzelfällen können Abschlüsse, die in der allgemein- 

bildenden Schule nicht erreicht werden, im dualen System 
erworben werden. 

Hauptschulabschluß und Realschulabschluß sind nach Nei- 
gung und Leistung Stationen individueller Bildungswege, für 
die wir vielfältige Fortsetzungsmöglichkeiten, auch durch 
Erwachsenenbildung eröffnen wollen. 

Durchlässigkeit gewährleisten 

Wir wollen solche Übergänge zwischen den Schularten, die 
eine Durchlässigkeit für jeden Schüler möglich machen. 
Fächerkanon, Stundentafeln und Lehrpläne dürfen keine 
unüberwindlichen Mauern zwischen den Bildungswegen 
errichten. Sie müssen den Schulen Handlungsräume geben 
für die Entwicklung eines eigenen Schulprofils. Eltern und 
Schüler sollen ohne staatliche Bevormundung entscheiden 

können, welche Schulform sie wählen.



Integration tatsächlich ermöglichen 

Die Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Behinde- 
rungen ist ein Kernstück sozialdemokratischer Bildungspoli- 

tik. Sonderpädagogische Förderung bedeutet für uns neben 
der Entwicklung regionaler Förderzentren auch Ansätze zum 
kooperativen Verbund von Regel- und Förderschulen und vor 

allem die Integration von Schülern mit Behinderungen in die 

allgemeinbildende Schule. Eigenständige Schulen für Men- 
schen mit Behinderungen und die Bemühungen um den Auf- 

bau der Integration sollten sich gegenseitig ergänzen. Inte- 

gration ist für alle Beteiligten ein Gewinn. 

Gymnasiale Ausbildung reformieren 

Ziel konservativer Bildungspolitiker ist es offenbar, das Gym- 

nasium wieder zu einer rein studienorientierten Schulform 
für wenige zurückzuentwickeln. Das werden wir verhindern. 
Eine sozialdemokratische Landesregierung wird die Verkür- 
zung der Sekundarstufe I an den Gymnasien aufheben und 
das Prinzip der differenzierenden Förderung sowie die Öff- 
nung zur Arbeitswelt verankern. Die Entscheidung, ob das 

Abitur nach 12 oder 13 Jahren vergeben wird, muß von allen 
Bundesländern gemeinsam getroffen werden. Das kann nur 

heißen: die gymnasiale Oberstufe bundesweit gründlich zu 
reformieren. Dem verschließen wir uns nicht! 

Berufliche Ausbildung sichern 

Die Auslese im gegliederten Schulsystem birgt die Gefahr in 
sich, daß die duale Ausbildung als Berufs- und Bildungsweg 
„zweiter Wahl“ angesehen wird. Hinzu kommt die Perspek- 
tivlosigkeit vieler Jugendlicher durch die unzureichende 
Versorgung mit betrieblichen Ausbildungsplätzen. Wir wol- 
len deshalb die Einrichtung betrieblicher Ausbildungsplätze 

 



  

fördern. Ersatzweise und kompensatorisch sollten vorüber- 

gehend überbetriebliche Ausbildungsstätten auf- und aus- 
gebaut werden. Die sächliche und räumliche Ausstattung der 

beruflichen Schulen ist generell zu verbessern. Besonders 

befähigte Jugendliche erhalten Angebote für Zusatzquali- 
fikationen. Benachteiligte Jugendliche werden durch spe- 

zifische Ausbildungswege und falls erforderlich mit Unter- 
stützung durch Sonderschulpädagogen besonders geför- 
dert. Um allen Jugendlichen Chancengerechtigkeit in der 

beruflichen Ausbildung zu sichern, sind die vielfältigen 

Formen beruflicher Schulen flächendeckend anzubieten. 

Qualifizierte berufliche Ausbildung muß als eigenständiger 
Zugang zu Fachhochschulen und Hochschulen ausgebaut 
werden. 

Fort- und Weiterbildung ausgestalten 

Das Recht auf Bildung endet nicht mit der Schulzeit. Fort- 
und Weiterbildung als Aufgabe jedes einzelnen muß stärkere 
Unterstützung durch Staat und Wirtschaft erhalten. Wir set- 
zen uns für Bildung für alle ein und werden 5 Tage Bildungs- 

urlaub für berufliche und politische Weiterbildung gesetzlich 
festschreiben. Deshalb werden wir öffentliche und private 

Träger zukunftsorientierter Weiterbildung stärker fördern. 

Die Volkshochschulen als kommunale Bildungszentren 

genießen bei der Realisierung eines breiten und flächen- 
deckenden Fort- und Weiterbildungsangebotes besondere 

Förderung. 

In besonderem Maße fühlen wir uns den sozial Schwachen 
verbunden. Wir setzen uns dafür ein, daß Umschulung und 
Fortbildung von Arbeitslosen in erforderlichem Umfang ge- 
fördert werden. Dabei konzentrieren wir uns auf Langzeit- 
arbeitslose, Behinderte sowie schwer vermittelbare und 
ältere Arbeitnehmer.



Für unverzichtbar halten wir eine Erweiterung von Qualifizie- 

rungsprojekten, mit denen die Chancengleichheit der 

Frauen bei der Eingliederung in den Arbeitsprozeß gefördert 

wird. 

Eine glaubwürdige Zukunft für Lehrer und 

Erzieher gewährleisten 

Wir wollen ein langfristiges und tragfähiges Konzept ent- 
wickeln, das Klarheit über die Arbeitsplatzsituation von Leh- 

rern und Erziehern bringt und dabei eine Perspektive für die 

neu ausgebildeten Lehrer eröffnet. Wir brauchen selbstbe- 

wußte und engagierte Pädagogen, die nicht immer wieder in 

neue Unsicherheiten gestürzt werden. Wir unterstützen alle 

Gewerkschaften und Verbände, die die Rechte der Lehrer 

vertreten und die Gleichstellung fordern. 

Sicherheit durch Wandel 

Wir haben frühzeitig Defizite der gegenwärtigen Bildungs- 
politik der Regierung benannt und Alternativen entwickelt. 

Bei einer Regierungsübernahme werden wir Schülern und 
Eltern nicht erneut grundlegende Umstellungen zumuten. 
Die Mängel des jetzigen Schulsystems werden wir schritt- 
weise unter demokratischer Mitwirkung von Kommunen, 
Lehrern, Eltern und Schülern sowie deren Interessenvertre- 
tungen überwinden. 
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Wissenschafts- und 

Forschungspolitik 

Wissenschafts-, Hochschul- und Technologiepolitik sind 

Motoren der Zukunftssicherung für unser Land. Im bundes- 
deutschen Vergleich muß Thüringen Anstrengungen unter- 
nehmen, um eine Innovationsregion in Deutschland zu wer- 
den und so für die Entwicklung des Landes die wesentliche 
Voraussetzung zu schaffen. 

Hochschulen 

Der Ausbau der Hochschulen mit ausreichenden Studien- 
plätzen für Thüringen in personeller und baulicher Hinsicht 

genießt hohe Priorität. 

Wir planen den Ausbau von Fachhochschulen in Ost- und 

Nordthüringen. Da Wissenschaftspolitik immer auch Struk- 

turpolitik ist, wird sich die Gründung neuer Fachhochschu- 
len arbeitsmarktpolitisch auf die gesamte Region auswirken 
und die Wirtschaftsentwicklung fördern. Neben den Studien- 
plätzen, die wir in diesem Bereich dringend benötigen, 

besteht auch Handlungsbedarf im geisteswissenschaftli- 
chen Bereich. Deshalb befürworten wir die Gründung einer 

Universität in Erfurt, deren Aufbau so zu gestalten ist, wie es 

der Wissenschaftsrat fordert: den vorhandenen Hochschu- 

len darf nicht die Grundlage entzogen werden. Für die Päda- 
gogische Hochschule Erfurt muß ein geeigneter Weg der 

Integration in die wiederzugründende Uni Erfurt gefunden 

werden. Das Forschungspotential der MHE muß weitestge- 

hend erhalten werden und in eine geeignete Struktur gestellt 
werden. 

Ziel der Ausbildung an Universitäten und Fachhochschulen 
ist es, den Studierenden einen höchsten Maßstäben genü- 

genden Studienabschluß zu ermöglichen. Die Einhaltung 
der Regelstudienzeit soll dadurch erreicht werden, daß der 

Studienablauf in der Verantwortung der Hochschulen opti- 
miert und die sozialen Bedingungen so gestaltet werden, daß 

 



  

ein zügiges Studium möglich ist. Unser Anliegen ist es, die 

Beteiligung der Frauen in Forschung und Lehre zu ver- 

bessern. 

Studienbedingungen 

Wir wollen ausgewogene Betreuungsrelationen zwischen 

Wissenschaftlern und Studenten anstreben. Der unverant- 
wortliche Abbau von Stellen im Ausbildungsbereich provo- 
ziert in unmittelbarer Zukunft Betreuungsrelationen, die ein 
effizientes Studieren verhindern. Es ist füreinen angemesse- 

nen Anteil an Mittelbaustellen zu sorgen. Der Mangel an flä- 
chenbezogenen Studienplätzen erweist sich ebenfalls als 
fatale Behinderung für eine qualitativ wertvolle Ausbildung. 

Ausreichend preiswerter Wohnraum für Studenten muß als 

Standortvorteil für ein Studium in Thüringen erhalten blei- 
ben; es ist daher große Mühe aufzuwenden, weitere Wohn- 

anlagen für die Studentenwerke zur Verfügung zu stellen, da 
auf dem freien Wohnungsmarkt in absehbarer Zeit ein ent- 

sprechendes Angebot an Studentenwohnraum nicht ange- 

boten werden kann. Wir treten für eine schnelle Angleichung 
des Bafögs an gesamtdeutsches Niveau ein und dessen 
Steigerung im Verhältnis zur Inflationsrate. 

Wir unterstützen die konsequente Ausgestaltung von Grund- 

studiengängen und Prüfungsordnungen, um bessere Orien- 
tierung und Qualifikation für den Aufbaustudiengang zu 
gewährleisten. Der Studienberatung soll ein angemessenes 
Gewicht verliehen werden. Der Hochschulzugang muß für 
beruflich besonders qualifizierte weiter geöffnet werden. 

Wir wollen durch Abschlußförderprogramme und andere 
geeignete Maßnahmen zur ideellen Studienmotivation wei- 

testgehend Abschlüsse im Rahmen von Regelstudienzeiten 
unterstützen.



Die Überarbeitung des Landeshochschulplanes muß auf 

breiter Basis der Hochschulkonferenz, im Konsens mit den 

Gewerkschaften und mit solider mittelfristiger finanzieller 

Umsetzung durch das Land vorgenommen werden. 

Mittels eines Graduiertenförderprogrammes des Landes soll 
begabten Wissenschaftlern der Einstieg in Forschung und 

Lehre in Thüringen erleichtert werden. 

Im Bereich der Hochschulverwaltung sind Anstrengungen 
zur Straffung und effizienteren Gestaltung unerläßlich. Ins- 
besondere liegt unser Augenmerk auf der Optimierung der 

Bauverwaltung. 

Die Forderung nach lebenslangem Lernen zwingt zum Aus- 
bau des Weiterbildungs- und Qualifizierungsangebotes an 
den Hochschulen, wobei auch unkonventionelle Methoden, 

wie die Kombination von Direkt- und Fernstudium, entwickelt 

werden müssen. Modellversuche sind zu fördern. 

Da durch den nahezu vollständigen Zusammenbruch des 

Thüringer Industriepotentials die Industrieforschung fast 

zum Erliegen gekommen ist und die außeruniversitäre For- 
schung schon zu DDR-Zeiten in Thüringen unterrepräsen- 
tiert war, konzentriertsich das Wissenschaftspotential einsei- 

tig auf die Hochschulen des Landes. Dieser Situation muß 

mittelfristig weiter Rechnung getragen werden, indem die 

Hochschulen ersatzweise zusätzliche Förderung erhalten. 

Forschungspolitik 

Ziel der Forschungspolitik ist es, durch eine zielstrebige 
Ansiedlung von weiteren Forschungseinrichtungen in univer- 
sitären und außeruniversitären Strukturen und deren Ver- 

knüpfung mit der Thüringer Wirtschaft, die Voraussetzung für 

die Entwicklung des Landes zu einem modernen Technolo- 

 



  

giestandort zu schaffen. Dazu muß mindestens der Bundes- 

durchschnitt an Forschungsstellen im Verhältnis zu Thürin- 

gens Einwohnern geschaffen werden. 

Forschungspolitik wirkt sich sozial und strukturpolitisch aus. 
In Thüringen fehlt diese Strukturpolitik bisher. Wir werden 

ein Konzept vorlegen, das der regionalen Unausgewogen- 

heit der Forschungsstandorte entgegenwirkt. Auch die Neu- 
gründung von Fachhochschulen in Nord- und Ostthüringen 

ist ein Schritt in diese Richtung. Wir wollen Forschungspro- 

jekte an Fachhochschulen fördern, damit sich an diesen 

Standorten auch Forschungseinrichtungen ansiedeln. 

Es gilt, zwei weitere Max-Planck-Institute in angemessener 

Größe und Bedeutung in Thüringen anzusiedeln. Die derzei- 
tig überproportionalen Aufwendungen des Landes für die 

Forschung durch Max-Planck-Institut und Fraunhofer Gesell- 
schaft stehen in keinem Verhältnis zu den Leistungen, an 
denen Thüringen partizipiert. Mindestens eine weitere Ein- 
richtung der „Blauen Liste“ soll in Thüringen angesiedelt 
werden, wobei eine Finanzierung von bis zu 85 % durch den 
Bund, wie in den alten Bundesländern auch möglich, ange- 
strebt wird. 

Die Ansiedlung von Instituten soll zur Einheit von Forschung 

und Lehre einen wesentlichen Beitrag leisten. Die Verknüp- 

fung von außeruniversitären Forschungseinrichtungen mit 
den Universitäten und Hochschulen soll durch Lehrverpflich- 
tungen so eng wie möglich gestaltet werden. 

In einem Landesforschungsprogramm müssen die For- 
schungsfelder der Technologieentwicklung, der ökologischen 

und gesellschaftspolitischen EL konzipiert und 

koordiniert werden. 

Strukturelle Voraussetzungen für eine effektive Nutzung von 
Forschungsergebnissen müssen durch Transferleistungen



geschaffen werden. Wir wollen ein Netzwerk von Hochschu- 

len, Forschungseinrichtungen und der Industrie aufbauen. 
Förderrahmenbedingungen und Fördermittel müssen auch 
strukturellen Gesichtspunkten gerecht werden. Die For- 

schungsförderung soll bis zum marktfähigen Produkt oder 

Verfahren greifen. 

Die Verknüpfung der Drittmittelforschung an den Universitä- 

ten mit den Aufgabenstellungen in den Forschungseinrich- 

tungen zu synergetischen Schwerpunkten für die Entwick- 
lung der Wirtschaft des Landes ist unerläßlich. 
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Kultur- und Medienpolitik 

Kultur 

„Der Staat darf nicht Vormund der Kultur, er soll Garant kultu- 
reller Vielfalt sein.“ Entsprechend diesem Grundsatz unse- 
res Berliner Programms werden wir kulturelle Freiräume 
schützen und neue erschließen helfen. Wir wollen bewahren, 
was kulturell für heutige Lebenszusammenhänge unver- 
zichtbar ist und neugestalten, was unseren heutigen verän- 

derten Lebensverhältnissen nicht mehr in zeitgemäßer 

Weise Rechnung trägt. 

Wir werden mindestens 2% des Landeshaushaltes für kultu- 

relle Zwecke einsetzen. 

Kultur hilft, Grenzen zu überschreiten und Brücken zu 

bauen. Kultur macht Grenzen sichtbar und durchlässig 

zugleich. Sie baut Brücken zu uns selbst und zu anderen. Sie 

trägt dazu bei, Trennendes zu entdecken und zu akzeptie- 

ren, Gemeinsames zu fördern und die sich vertiefenden 
Gräben zwischen Ost und West zu überwinden. Sie hilft 
uns, miteinander leben zu lernen. Kultur muß Brücken 

begehbar machen dort, wo Gewalt gegen Menschen unter 

uns alltäglich, gewöhnlich zu werden droht. Kultur ist gegen 

Gewalt. 

Bürgernahes Kulturangebot 

Die Wiederherstellung eines bürgernahen Kulturangebots in 
Thüringen ist dringend geboten. Die von Vereinen, Verbän- 

den, Zirkeln und anderen freiwilligen Zusammenschlüssen 
getragene Breitenarbeit steht für die meisten Menschen im 
Mittelpunkt ihres kulturellen Erlebens und Wirkens. Wir wer- 

den die Bedingungen der kulturellen Breitenarbeit und der 
Soziokultur sichern, ausbauen und auch hinsichtlich kon- 

zeptioneller Gesichtspunkte finanziell unterstützen. 

 



  

Erhaltung und Gestaltung kultureller Infrastruktur 

Wir wollen eine behutsame, aktive und dauerhaft tragfähige 

Neugestaltung der kulturellen Infrastruktur fördern. Die Viel- 

falt kultureller Einrichtungen und Standorte in Thüringen 

muß erhalten werden. Kultur und Tradition gehören unauflös- 

lich zusammen. Dazu gehören Theater und Orchester, 

Museen und öffentliche Bibliotheken, Denkmäler und 

Archive. Gerade in einem Land wie Thüringen, das seine 

Identität auch in seiner wechselvollen Geschichte findet, 
muß kulturelles Erbe gesichert und vor Zerfall bewahrt wer- 

den. Wir nehmen diese Aufgabe ernst und wollen, daß 
Bibliotheken, Museen und Archive bei der Restaurierung 

und Pflege ihrer Bestände unterstützt werden. Wirksamer 
Denkmalschutz ist eine weitere Garantie für die erlebbare 
kulturelle Vielfalt. 

Wir unterstützen mittel- und langfristige Forschungsprojekte 

zur Aufarbeitung der kulturhistorischen Vergangenheit 
Thüringens. 

Kunst und Kultur werden in Zukunft immer wichtiger als Stand- 

ortfaktor im Wettbewerb um die Ansiedlung moderner Unter- 
nehmen. Wir unterstützen das Projekt „Europäische Kultur- 
hauptstadt Weimar“. 

Gedenkstätten 

Gedenkstätten, wie Buchenwald und Mittelbau Dora, die an 

die Opfer des Nationalsozialismus wie auch an die des Stali- 
nismus erinnern, dokumentieren eines der dunkelsten Kapi- 

tel deutscher Geschichte und seiner Folgen. Für uns sind 

diese historischen Orte wichtige Stätten der Begegnung und 
Besinnung, insbesondere für junge Menschen. Wir werden 

diese Gedenkstätten unterstützen.



Kulturfinanzierung 

Wir wollen bessere Wege der Kulturfinanzierung und -förde- 
rung schaffen. Kulturfinanzierung ist und bleibt eine Aufgabe 
der Öffentlichen Hand. Privates Engagement (Spenden, 
Mäzenatentum, Sponsoring, Stiftungen) kann die öffentliche 
Kulturfinanzierung wirksam ergänzen und Innovation fördern 
— nicht weniger, aber auch nicht mehr. 

Die Mitfinanzierung der Kultur nach Artikel 35 des Einigungs- 
vertrages durch den Bund darf nicht enden oder drastisch 

vermindert werden, bevor die Kulturfinanzierung in den 

neuen Ländern auf eine solide und nachhaltig verläßliche 
Grundlage gestellt ist. Förderprogramme können nur in dem 
Maße reduziert werden, wie sich das reale Steueraufkom- 
men des Landes und der Kommunen erhöht. 

Wir werden in Thüringen einen „Kulturgroschen“ einführen. 

Medien 

Kaum ein Bereich spielt in der modernen Kulturwelt eine so 

große Rolle wie die Medien. Dies führte letztlich zu der Tatsa- 
che, daß die Medien aus dem umfassenden Bereich der Kul- 
tur als eigenständiges Feld herausgelöst wurden und unab- 
hängig davon beurteilt und behandelt werden. 

Vielfalt und Meinungsfreiheit 

. Nach nahezu 60 Jahren Zensur und Manipulation im gesam- 
ten Kultur- und Medienbereich kommt der freien und unge- 
hinderten Berichterstattung höchster Stellenwert zu. Medien 
müssen inhaltliche Vielfalt und ein breites Meinungsspek- 
trum garantieren. 

 



  

Elektronische Medien 

Wir bekennen uns zur dualen Rundfunkstruktur mit öffent- 
lich- rechtlichen und privaten Anbietern. Voraussetzung 

bleibt aber die Sicherung der Grundversorgung durch öffent- 
lich-rechtliche Programme in Hörfunk und Fernsehen. 

Wir setzen uns für einen stärkeren Einfluß Thüringens im 
MDR ein. Wir erwarten vom Rundfunk eine angemessene 
Distanz zu Regierung, Staat und Parteien. Der MDR-Staats- 

vertrag unterläuft diese Grundvoraussetzung. Wir haben 

deshalb mit den SPD-Fraktionen von Sachsen und Sachsen- 
Anhalt eine Verfassungsklage eingereicht. 

Zunehmenden naturalistischen Darstellungen von Gewalt in 

den Medien (Video und Fernsehen) werden wir durch Verän- 
derung der bundes- und landesweiten Gesetzlichkeiten glei- 

chermaßen begegnen. 

Wir setzen uns ein für die Mitbestimmung aller, die am Pro- 

gramm und an redaktioneller Arbeit in den Medien mitwir- 

ken. Hier müssen die rechtlichen Voraussetzungen geschaf- 

fen bzw. geändert werden. 

Das Thüringer Privatrundfunkgesetz muß in Zukunft die 

rechtliche Möglichkeit für offene Kanäle, lokale Radios und 

lokale Kabelkanäle schaffen. 

Medienkonzentration 

Die Verflechtungen auf dem privaten Medienmarkt werden 

immer dichter und undurchschaubarer. Es besteht die 
Gefahr, daß die Programmgestaltung der privaten Rundfunk- 
veranstalter und Verlagshäuser in der Hand einiger Weniger 
liegt und somit die durch Artikel 5 des Grundgesetzes festge- 
schriebene Meinungsvielfalt schleichend eingeschränkt



wird und die Programmerstellung sich nur noch an den Ein- 
schaltquoten und Auflagehöhen orientiert. 

Wir werden versuchen, den zunehmenden Konzentrations- 
erscheinungen auf dem bundes- und landesweiten Medien- 

markt durch die Novellierung des Thüringer Privatrundfunk- 
gesetzes, des Thüringer Pressegesetzes, des Rundfunk- 
staatsvertrages und mit weiteren sich ergebenden Möglich- 

keiten entgegenzuwirken. 
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